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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das  Bezirksgericht  Eisenstadt  durch  die  Richterin  Mag  Susanna  Hitzel  in  der

Rechtssache der klagenden Partei Yachtclub Breitenbrunn, Hegergasse 28/21,1030

Wien, vertreten durch die Gibel Zirm Rechtsanwälte GmbH in 1010 Wien, und die

Nebenintervenientin auf Seiten der klagenden Partei Gabriela Knöbel, Anliegerstraße

26/2, 2340 Mödling, vertreten durch Dr. Martin Brenner, Rechtsanwalt in 1050 Wien,

wider die beklagte Partei F.E. Familien-Privatstiftung Eisenstadt, Esterhazyplatz 5,

7000 Eisenstadt, vertreten durch die Beck & Dörnhöfer & Partner Rechtsanwälte in

7000 Eisenstadt, wegen Exszindierung (Streitwert: EUR 147.474,56), nach öffentlicher

mündlicher Verhandlung

I. fasst den

Beschluss:

a) Die Nebenintervention der Gabriela Knöbl  auf Seiten der klagenden Partei  wird

zugelassen.

b) Das – neue - Vorbringen der Nebenintervenientin Gabriela Knöbl vom 26.11.2019

(ON 33),  insbesondere betreffend eines Rechtsgutachtens,  welches die  Gemeinde

Breitenbrunn  schon  vor  Jahren  eingeholt  habe,  betreffend  einer  Auskunft  des

Altbürgermeisters  Josef  Tröllinger  über  eine  in  Aussicht  gestellte

Vertragsverlängerung,  betreffend  Standpunkten  und  Verhandlungen  des

Altbürgermeisters  Tröllinger  mit  der  beklagten  Partei,  betreffend  jährlicher

Pachteinnahmen der  Gemeinde  Breitenbrunn,  betreffend  einer  in-Aussicht-Stellung

von Förderungsmitteln des Landes, betreffend den Gründen für einen Wechsel der

rechtsfreundlichen Vertretung der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn,

betreffend eines Willen des damaligen Grundeigentümers, wer in den Genuss einer

kostengünstigen Flächenmiete  kommen solle,  sowie  die  damit  im Zusammenhang

stehenden Beweisanträge werden zurückgewiesen.

[Bereitgestellt: 04.05.2020  08:37]
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II.

erkennt zu Recht:

1.  Das Klagebegehren,  die  vom BG Eisenstadt  mit  Beschlüssen vom

21.1.2019  zu  4E  241/19p-2  und  -3  bewilligte  Exekution  zur

zwangsweisen  Räumung  und  zur  Erwirkung  vertretbarer  Handlungen

gemäß § 353 EO für unzulässig zu erklären, wird abgewiesen.

2. Die Kostenentscheidung wird bis zur rechtskräftigen Entscheidung der

Streitsache vorbehalten.

Entscheidungsgründe:

Am 15.1.2019 schlossen die hier beklagte Partei und die Gemeinde Breitenbrunn vor

dem  Bezirksgericht  Eisenstadt  zur  AZ  2C  44/19x  einen  prätorischen  Vergleich

folgenden Inhaltes (im Hinblick auf die Grundstücksnummern berichtigt mit Beschluss

vom 22.1.2019):

„Die Zweitantragstellerin Gemeinde Breitenbrunn am Neusiedler See verpflichtet sich,

die Flächen der Grundstücke NNr. 4488/2 und 4504, jeweils GB 30001 Breitenbrunn,

deren genaue Lagen dem einen integrierten Bestandteil  des Vergleiches bildenden

Plan  Beilage  ./A zu  entnehmen  sind,  insbesondere  jene  Flächen,  auf  denen  ein

Seebad, ein Ruderclub, eine Bootsvermietung, eine Segelschule, ein Windsurfschule,

ein  Restaurant,  ein  Segelclub,  Sanitäranlagen,  zwei  Mobilheimplätze,  Parkplätze

betrieben wurden, bis 31.12.2018 zu räumen und geräumt von sämtlichen Fahrnissen

und  darauf  errichteten  Gebäuden  an  die  Erstantragstellerin  F.E.  Familien-Privat-

Stiftung Eisenstadt  bei  sonstiger  Exekution  zu  übergeben,  dies  unter  Verzicht  auf

jeglichen Räumungsaufschub.“

Zur  Durchsetzung  des  Anspruches  der  hier  beklagten  Partei  wurde  ihr  als

betreibender  Partei  wider  die  Gemeinde  Breitenbrunn  als  verpflichteter  Partei  die

zwangsweise  Räumung  der  genannten  Flächen  „auf  denen  sich  der  Segelclub

Yachtclub  Breitenbrunn  befindet“  (ON  2),  sowie  betreffend  der  darauf  errichteten
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Gebäude die Exekution gemäß § 353 EO (ON 3) bewilligt, wobei die dort betreibende

und hier beklagte Partei dabei ermächtigt wurde, auf Kosten der dort verpflichteten

Partei  Gemeinde Breitenbrunn am Neusiedlersee auf diesen Flächen die Gebäude

(Überbauten) zu entfernen. Beide Exekutionsbewilligungen erwuchsen unbekämpft in

Rechtskraft.

Gegenstand  dieses  Exekutionsverfahrens  ist  nur  jene  Fläche,  auf  der  sich  der

„Yachtclub Breitenbrunn“ befindet.

Außer Streit gestellt wurde, dass zwischen der beklagten Partei und der Gemeinde

Breitenbrunn ein neuer Bestandvertrag über Flächen des Seebades abgeschlossen

wurde.  Nicht  Gegenstand  dieses  neuen  Pachtvertrages  sind  jedoch  die  Flächen,

welche die klagende Partei bis dato benutzt und in (Sub-) Bestand gehabt hat.

Mit  ihrer  am  1.2.2019  eingebrachten  Klage  begehrte  die  klagende  Partei  die

Unzulässigerklärung  dieser  Exekutionen  und  brachte  dazu  zusammengefasst  vor,

dass die Exekutionen nicht von einem Exekutionstitel gedeckt seien, weil einerseits

ein direkter Bestandvertrag zwischen der klagenden Partei und der beklagten Partei

bestehe bzw die klagende Partei  auch abgeleitete  Bestandrechte am Clubgelände

habe, welche auch gegenüber der beklagten Partei durchsetzbar und gültig seien und

andererseits  kollusive  Vereinbarungen  zwischen  der  beklagten  Partei  und  der

Gemeinde  Breitenbrunn  zur  Auflösung  der  Bestandverhältnisse  getroffen  worden

seien und der Exekutionstitel (prätorischer Vergleich) kollusiv zustande gekommen sei

bzw. nur zum Schein abgeschlossen worden sei.

Die Nebenintervenientin schloss sich im Wesentlichen dem Vorbringen der klagenden

Partei an. 

Die  beklagte  Partei bestritt  das  Klagebegehren  und  beantragte  kostenpflichtige

Klagsabweisung.  Es  sei  kein  Bestandverhältnis  mit  der  klagenden  Partei

abgeschlossen  worden.  Das  Pachtverhältnis  zwischen  der  beklagten  Partei  als

Verpächterin  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  als  Pächterin  habe  am  31.12.2018

geendet. Die Gemeinde Breitenbrunn habe das Vertragsverhältnis mit der klagenden

Partei  unter  Einhaltung  der  vertraglichen  Kündigungsbestimmungen  mit  Schreiben

vom 16.10.2018 zum 31.12.2018 aufgelöst. Durch das Verhalten der klagenden Partei

sei es der Gemeinde Breitenbrunn verunmöglicht worden, die im (Rechts-) Besitz der
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klagenden  Partei  stehende  Teilfläche  ordnungsgemäß  an  die  beklagte  Partei

zurückzustellen.  Die  Gemeinde  habe  bei  Abschluss  des  gegenständlichen

Räumungsvergleiches  ausschließlich  in  Erfüllung  ihrer  gegenüber  der  beklagten

Partei bestehenden (Räumungs-) Verpflichtung gehandelt.

Beweis wurde aufgenommen durch Einsichtnahme in die vorgelegten Urkunden der

klagenden Partei (Beilagen./A –./WW)  der beklagten Partei (Beilagen./1 –./30) sowie

des Nebenintervenienten (Beilagen ./Na – ./ Ns), durch Einsichtnahme in die hg Akten

4E 241/19p und 2C 970/17b sowie durch Einvernahme des Obmannes der klagenden

Partei  als Partei  (ON 15),  der Zeugen Ludwig Gussenbauer und Christian Janisch

(jeweils ON 15),  Univ.Prof.Dr.  Andreas Vonklich,  Mag Martin Beck,  Mag Johannes

Zink, Mag Michaela Schiebel, Dr. Manfred Moser, Dr. Anton Paul Schaffer, Christian

Janisch (jeweils ON 29), Helmut Hareter, Mag Michael Wild sowie Dipl.Ing Matthias

Grün (jeweils ON 35).

Sohin steht folgender entscheidungswesentlicher Sachverhalt fest:

Am  19.12.1968  wurde  zwischen  der  Gemeinde  Breitenbrunn  und  dem

Rechtsvorgänger  der  beklagten  Partei,  Dr.  Paul  Esterhazy,  ein  als  „Pachtvertrag“

titulierter Bestandvertrag über bestimmte Flächen der Grundstücke Nr.  4488/2 und

4504  jeweils  GB 30001  Breitenbrunn  abgeschlossen  (Beil.  ./A).  Der  Inhalt  dieses

Vertrages  ist  dem  gegenständlichen  Urteil  als  Bestandteil  der  Feststellungen

angeschlossen. Ein dem Wortlaut des „Pachtvertrages“ entgegenstehender Wille der

vertragsschließenden  Parteien  kann  nicht  festgestellt  werden.  Die  Gemeinde

Breitenbrunn und der  Rechtsvorgänger der beklagten Partei  gingen anlässlich des

Vertragsabschlusses nicht davon aus, dass dieser Vertrag jedenfalls oder auch nur

wahrscheinlich  über  den  31.12.2018  hinaus  verlängert  werden  wird;  ebensowenig

davon, dass die Gemeinde Breitenbrunn jedenfalls die Möglichkeit zur Ausübung des

Vorpachtrechtes erhalten wird und dieses jedenfalls ausnützen wird.

Bestandverträge  werden  von  der  beklagten  Partei  (und  wurden  von  ihren

Rechtsvorgängern) prinzipiell nur schriftlich abgeschlossen.
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Der damalige Grundeigentümer Dr Paul Esterhazy (und auch seine Rechtsnachfolger)

wollte(n) nie ein direktes Bestandverhältnis mit  der klagenden Partei  gründen. Ihm

bzw. seinen Rechtsnachfolgern war stets wichtig, dass ein (Haupt-)Bestandverhältnis

nur zwischen ihm und der Gemeinde Breitenbrunn besteht.  Die Weitergabe der in

Bestand gegebenen und in Punkt  I  lit  d)  des Pachtvertrages (Beil.  ./A)  definierten

Teilflächen an einen Yachtclub als Subbestandnehmer zur Errichtung und zum Betrieb

eines Yachtclubes war jedoch von Anfang an zwischen der Gemeinde Breitenbrunn

als  Hauptbestandnehmerin  und  dem  Grundeigentümer  als  Hauptbestandgeber

vorgesehen. Eine rechtliche Eigenstellung oder ein direkter Vertrag dieses Yachtclubs

in Bezug auf den Grundeigentümer war nicht gewollt.

Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses befand sich auf den in Bestand gegebenen

Flächen lediglich Schilf,  welches als Teil  des Schilfgürtels mit  dem Festland durch

einen  Kanal  verbunden  war.  Beabsichtigt  war,  auf  der  Bestandsfläche  einen

Erholungspark und eine öffentliche Badeanlage mit den dazugehörigen Einrichtungen

zu errichten und zu betreiben (Beil. ./A).

Zum Zweck der Errichtung der Seebadanlage wurde der Gemeinde Breitenbrunn von

der damaligen Landeshypothekenanstalt  für das Burgenland ein Darlehen von ATS

5.500.000,-- gewährt, für welches das Bundesministerium für Handel Gewerbe und

Industrie  einen  Kreditkostenzuschuss  (unter  Verpfändung  der  Ertragsanteile  der

Gemeinde) in der Höhe von 2,5% mit einer Laufzeit von fünf Jahren gewährte. Weiters

wurden  der  Gemeinde  Breitenbrunn  von  der  Landesregierung  Burgenland

Subventionen  in  Höhe  von  ATS  950.000  gewährt.  Der  Zinsenzuschuss  war

rückzahlbar, ebenso das Darlehen (Beil. ./PP). Dass die Subvention von ATS 950.000

rückzahlbar war, kann nicht festgestellt werden. Eine Wohnbauförderung wurde nicht

gewährt bzw. in Anspruch genommen.

Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses des Pachtvertrages vom 19.12.1968 (Beil.

./A) existierte die klagende Partei noch nicht einmal im Planungsstadium. Ursprünglich

war daran gedacht, dass die Segelbootanlagen vom Wiener Yachtclub errichtet und

betrieben werden sollten, was jedoch letztlich nicht zustande kam, weshalb schließlich

die klagende Partei  neu gegründet  wurde.  Sowohl  die Gemeinde Breitenbrunn als

auch die klagende Partei haben die von ihnen betriebenen Flächen, Gebäude und

Einrichtungen mit  jeweils eigenen Mitteln (bzw Krediten) und Einsatz aufgeschüttet

und errichtet.
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Am  13.8.1970  bzw.  7.9.1970  wurde  ein  als  „Subpachtvertrag“  titulierter

Unterbestandvertrag zwischen der Gemeinde Breitenbrunn und der klagenden Partei

abgeschlossen (Beil. ./B). Der Inhalt dieses Vertrages wird dem Urteil als Bestandteil

der  Feststellungen  angeschlossen.  Es  kann  nicht  festgestellt  werden,  dass  die

Vertragsparteien etwas Anderes gewollt haben als sich aus dem Wortlaut ergibt. Da

der der Gemeinde Breitenbrunn vom Grundeigentümer vorgeschriebene Bestandzins

für die von der klagenden Partei genutzte Fläche 1:1 von der Gemeinde Breitenbrunn

an die klagende Partei weitervorgeschrieben wurde, wurde zwischen den Parteien aus

Zweckmäßigkeitsgründen eine Verrechnungsvereinbarung mit Wirksamkeit 1.1.1977

(der genaue Zeitpunkt der Vereinbarung kann nicht festgestellt werden) dahingehend

getroffen,  dass die  Pachtvorschreibungen nicht  mehr über die Gemeinde,  sondern

direkt  an  die  klagende  Partei  ergehen  sollten  und  der  Bestandzins  nicht  von  der

klagenden Partei  an die Gemeinde und von der Gemeinde an die beklagte Partei

bezahlt  wird,  sondern  die  Zahlungen  der  klagenden  Partei  direkt  an  den

Grundeigentümer (vertreten durch die Dr. Paul Esterhazysche Güterdirektion) erfolgen

sollten  (Beil.  ./C).  Die  Gemeinde  Breitenbrunn  erklärte  sich  unter  Vorbehalt  des

jederzeitigen  Widerrufes  damit  einverstanden,  dass  die  klagende  Partei  „die  der

Großgemeinde Breitenbrunn geschuldeten Pachtzinse aus dem Subpachtvertrag vom

13.8.  und  7.9.1970  mit  schuldbefreiender  Wirkung  direkt  an  die

Liegenschaftsverwaltung des Herrn Dr Paul Esterhazy bezahlt, und zwar auf Abschlag

der von der Großgemeinde Breitenbrunn der Liegenschaftsverwaltung des Herrn Dr

Paul Esterhazy geschuldeten Pachtzinse“ (Beil. ./10). 

Mit  Schreiben  vom  30.9.1978  (Beil.  ./Q)  ersuchte  die  klagende  Partei  die

Esterhazysche  Güterdirektion  um  Erläuterung  der  Vorschreibung  für  1978,  da  ihr

diese zu hoch erschien. Bis dahin hatte die Gemeinde Breitenbrunn der klagenden

Partei  den  ursprünglich  vereinbarten  Bestandzins  ohne  Anwendung  der

Wertsicherungsklausel,  welche  sowohl  im  „Pachtvertrag“  als  auch  im

"Subpachtvertrag"  vereinbart  wurde,  vorgeschrieben.  Mit  Schreiben vom 3.10.1978

(Beilage./C,  Beil.  ./3)  antwortete  die  Dr.  Paul  Esterhazysche  Güterdirektion

dahingehend,  dass  der  Pachtzins  wertgesichert  sei  und  sich  daher  aufgrund  der

zwischenzeitigen  Indexerhöhung  und  der  8%igen  Mehrwertsteuer  ein  höherer

Bestandzins  ergebe.  Weiters  wurde angefragt,  ob  der  bisherige  Verrechnungsweg

(nämlich  die  Vorschreibung  für  den  Yachtclub  nicht  mehr  an  die  Gemeinde

Breitenbrunn sondern direkt an die klagende Partei zu richten) beibehalten werden
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solle oder ob wieder die Verrechnung über die Gemeinde Breitenbrunn erfolgen solle.

Auf dieses Schreiben reagierte die klagende Partei  mit  Schreiben vom 15.12.1978

(Beil. ./D) dahingehend, dass zugesagt wurde, das wertgesicherte „Pachtzinsentgelt“

(berechnet mit Index September 1970) zzgl. 8 %iger Mehrwertsteuer zur Anweisung

zu  bringen.  Darauf  antwortete  die  Esterhazysche  Güterdirektion  wiederum  mit

Schreiben vom 15.1.1979 (Beil. ./E), dass für die Berechnung der Index Dezember

1968 gelte. Weiters wurde festgehalten, dass in einer Besprechung mit der Gemeinde

erneut der direkte Verrechnungsweg vereinbart worden sei.

Aufgrund  einer  zwischenzeitig  durchgeführten  Luftvermessung  bemerkte  der

Rechtsvorgänger  der  beklagten  Partei,  dass  die  von der  klagenden Partei  für  die

Segelsportanlage  genutzte  Fläche  größer  ist  als  die  im  „Pachtvertrag“  und  im

„Subpachtvertrag“  für  die  Segelsportanlage  vereinbarte  Fläche.  Es  wurde  im

Schreiben  vom  15.1.1979  (Beilage./E)  daher  auch  darauf  hingewiesen,  dass  der

Grundeigentümer gegen die  Benützung einer  größeren Fläche grundsätzlich keine

Einwände habe, hierfür aber eine „Regelung des Pachtzinses“ vorgenommen werden

müsse und wurde um eine Besprechung ersucht.

In  weiterer  Folge  wurde  zwischen  dem  Rechtsvorgänger  der  beklagten  Partei

(vertreten durch deren Oberverwalter Bichler) und der klagenden Partei im April 1979

bei  einer  zu  diesem  Zweck  abgehaltenen  Besprechung  vereinbart,  dass  für  die

Mehrfläche  ein  „Ergänzungsbetrag  von  ATS  30.000,--“  zu  bezahlen  ist,  wobei  im

ersten Jahr 1980 nur ein Ergänzungsbetrag von ATS 15.000,-- und ab 1981 der volle

Ergänzungsbetrag von ATS 30.000,-- gezahlt werden sollte. In der Vorstandssitzung

vom  5.5.1979  wurde  diese  Vereinbarung  vom  Vorstand  der  klagenden  Partei

genehmigt (Beil. ./U). Diesbezüglich hätte der damalige Anwalt der klagenden Partei,

Dr  Hausar,  ein  Schreiben  an den Rechtsvorgänger  der  beklagten  Partei  schicken

sollen, mit welchem er die Genehmigung des Besprochenen bestätigen sollte. Dass

ein solches Schreiben geschickt wurde, kann nicht festgestellt werden. Die Gemeinde

Breitenbrunn war in diese Vereinbarung eingebunden und war mit der Adaptierung

ebenso einverstanden.  Ein direktes  Bestandverhältnis  sollte  nach dem Willen aller

Beteiligten zwischen der klagenden und der beklagten Partei dadurch nicht begründet

werden,  vielmehr  sollten  nach  dem  Willen  aller  Beteiligten  die  bisherigen

Vertragsverhältnisse weiter aufrecht bleiben. Nur die Fläche sollte erweitert werden. In

weiterer Folge wurden diese Ergänzungsbeträge im Jahr 1980 und 1981 in dieser
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Höhe  bezahlt,  wobei  auf  die  Indexsteigerung  für  den  Ergänzungsbetrag  von  der

klagenden Partei vergessen wurde (Beil. ./RR). Mit Schreiben vom 9.2.1981 (Beil. ./G)

wies die Dr. Paul Esterhazysche Güterdirektion die klagende Partei darauf hin, dass

auch dieser Ergänzungsbetrag „naturgemäß wertgesichert“ sei und bei den künftigen

Pachtzahlungen auch der Ergänzungsbetrag bei der Indexberechnung einzubeziehen

sei,  wobei  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  vorgeschlagen  wurde,  dem  gesamten

Pachtzins den Index November 1980 zugrundezulegen,  womit  die klagende Partei

einverstanden  war  (Beil.  ./RR).  Danach  wurden  die  sich  so  errechneten

Bestandzinszahlungen von der klagenden Partei  an die beklagte Partei  bzw deren

Rechtsvorgänger laufend bezahlt, wobei die klagende Partei den „Subpachtschilling“,

wie  sie  selbst  der  beklagten  Partei  in  ihren  Anweisungsmitteilungen

(Beilagenkonvolut  ./4)  stets  erklärte,  „aufgrund  der  Mitteilung,  dass  der

Subpachtschilling  betreffend  Yachtclub  Breitenbrunn  zugunsten  der  Gemeinde

Breitenbrunn  resultierend  aus  deren  Verpflichtungen  gegenüber  Ihnen“  (Anm:

gemeint:  dem  Grundeigentümer) überwies.  Weiters  wurde  in  diesen

Anweisungsmitteilungen ab 1981 jeweils erklärt, dass der überwiesene Betrag „den

Subpachtschilling  für  das  Jahr  […]  lt  Pachtvertrag  vom  September  1970  und

Vereinbarung  vom  April  1979“  darstelle.  Eine  Durchschrift  dieser  jährlichen

Mitteilungen (Beilagenkonvolut ./4) erging stets auch an die Gemeinde Breitenbrunn.

Weiterhin  war  es  von  allen  Beteiligten  gewollt,  dass  ein  Hauptbestandverhältnis

zwischen dem Grundeigentümer und der Gemeinde Breitenbrunn einerseits und ein

Unterbestandverhältnis  zwischen  der  Gemeinde  Breitenbrunn  und  der  klagenden

Partei andererseits besteht. Ein direktes Bestandverhältnis zwischen der klagenden

Partei und der beklagten Partei war nach wie vor von keiner der Beteiligten gewollt.

Die beklagte Partei bzw deren Rechtsvorgänger bediente sich in weiterer Folge eines

Hausverwalterprogrammes für die Vorschreibung von Bestandzinszahlungen, welches

einen Unterschied zwischen "Pachtzins" und "Subpachtzins" nicht kannte. Aus diesem

Grund  wurde  der  klagenden  Partei  von  der  beklagten  Partei  jährlich  eine

Vorschreibung unter dem Titel „Pacht/Miete“ übermittelt.

Es war immer gewollt und sowohl die klagende Partei als auch die beklagte Partei

(und auch die Gemeinde Breitenbrunn) gingen immer davon aus, dass die klagende

Partei  lediglich  Subbestandnehmerin  nach  der  Gemeinde  Breitenbrunn  als

Hauptbestandnehmerin  war  und  der  „Subpachtschilling“  lediglich  aufgrund  der
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Verrechnungsvereinbarung  von der  klagenden  Partei  direkt  an  die  beklagte  Partei

überwiesen wurde. Sowohl für die klagende als auch für die beklagte Partei und auch

die Gemeinde Breitenbrunn stellte die Vereinbarung des Ergänzungsbetrages im April

1979  lediglich  eine  Erweiterung  bzw  Anpassung  des  Bestandzinses  an  die

tatsächliche Nutzung dar, basierend auf den ursprünglichen Vertragsbedingungen. Es

war in den ersten 3 Jahrzehnten von keiner der Beteiligten daran gedacht, ein direktes

Vertragsverhältnis zwischen der klagenden und der beklagten Partei  zu begründen

und war dies auch von keiner Seite gewollt.

Erst im Jahr 2003 und auch zu einem späteren, nicht feststellbaren Zeitpunkt fragte

die  klagende  Partei  bei  der  beklagten  Partei  an,  ob  nicht  ein  direktes

Vertragsverhältnis  zwischen  der  klagenden  und  der  beklagten  Partei  begründet

werden könne, was die beklagte Partei jedoch stets ablehnte und weiterhin auf ein

direktes Vertragsverhältnis mit der Gemeinde bestand. Im Jahr 2012 oder 2013 wollte

die beklagte Partei die Verrechnung wieder umstellen und den Bestandzins wieder an

die  Gemeinde  Breitenbrunn  vorschreiben.  Die  Gemeinde  Breitenbrunn  wollte  dies

jedoch nicht, sondern die direkte  Verrechnung bis zum Auslaufen des Vertrages so

beibehalten, was dann auch so geschah.

Im Hinblick auf den bevorstehenden Zeitpunkt des im Pachtvertrag vom 19.12.1968

(Beil. ./A) vereinbarten Endtermines (31.12.2018) wurde etwa im Jahr 2016/ 2017 mit

konkreten  Gesprächen  zwischen  der  beklagten  Partei  und  der  Gemeinde

Breitenbrunn  über  die  möglichen  Varianten  der  Fortsetzung  eines

Vertragsverhältnisses begonnen. Auch den Mitgliedern der klagenden Partei machte

der  bevorstehende  Endtermin  und  die  Befürchtung,  dass  es  keine  Verlängerung

geben könnte, seit mehreren Jahren Sorgen (Beil. ./5, ./6, ./9, ./Na, Nb-Nk). Es stellte

sich  bald  heraus,  dass  die  Gemeinde  Breitenbrunn,  die  aus  dem  Seebad  einen

jährlichen Gewinn von etwa EUR 200.000,-- lukrierte, die anstehenden notwendigen

Investitionen von etwa EUR 10 Mio zur Sanierung der Seebadanlage nicht tragen

würde  können,  dies  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  von  der  beklagten  Partei

maximal  angebotenen neue Vertragsdauer  von 2x 10 Jahren.  Deshalb gingen die

Gespräche zwischen der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn bald auf

die  Findung  anderer  Lösungsvarianten  über.  Sie  endeten  nach  langwierigen

Verhandlungen  in  einem  "Bestandvertrag/  Verwaltungsvertrag/  Vereinbarung"

zwischen der Gemeinde Breitenbrunn und der beklagten Partei, welche am 26.4.2018
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seitens der beklagten Partei  und am 7.5.2018 seitens der Gemeinde Breitenbrunn

(nach  einstimmiger  Genehmigung  in  der  Gemeinderatssitzung  am  26.4.2018)

unterfertigt  wurde  (Beil.  ./P).  Der  Inhalt  dieser  Vereinbarung  wird  dem

gegenständlichen Urteil  als Bestandteil  der Feststellungen angeschlossen. Was mit

diesen Verträgen vereinbart wurde, war auch von beiden Seiten so gewollt. Es kann

nicht  festgestellt  werden,  wann  die  klagende  Partei  von  diesem Vertragskonstrukt

Kenntnis erlangte. Seitens der Gemeinde Breitenbrunn wurde es der klagenden Partei

nicht eigeninitiativ mitgeteilt.

Sowohl die beklagte Partei als auch die Gemeinde Breitenbrunn wollten im Zeitpunkt

der Vereinbarung des Konstruktes laut Beil. ./P die Beendigung des Vertrages Beil. ./A

zum 31.12.2018. Das Vertragskonstrukt Beil. ./P wurde nicht zu dem Zweck errichtet,

die  klagende  Partei  zu  schädigen  oder  zu  vernichten.  Es  kann  nicht  festgestellt

werden, was betreffend der Kostentragung der Abbruchkosten der Einrichtungen und

Anlagen zwischen den Vertragsparteien beabsichtigt war. Die Gemeinde Breitenbrunn

ist aber eine allfällige Verpflichtung zur Kostentragung aller Abbruchkosten jedenfalls

nicht  nur  zum  Schein  eingegangen,  um  die  Kosten  auf  die  klagende  Partei  zu

überwälzen.

Die beklagte Partei beabsichtigt, auf dem derzeit von der klagenden Partei genutzten

Areal Lodges für Feriengäste zu errichten und zu betreiben. Mit dem Bau der neuen

Seebadanlage samt Lodges hätte im Frühjahr 2019 begonnen werden sollen.

Mit Schreiben vom 11.9.2018 an die beklagte Partei (Beilage ./22), aufgesetzt von der

damaligen Vizepräsidentin  der  klagenden  Partei,  ersuchte  die  klagende  Partei  die

beklagte  Partei  um  Übermittlung  von  Entscheidungsgrundlagen  zur  Findung  von

konstruktiven Lösungen der bestehenden Problematik. Ein direktes Vertragsverhältnis

wurde in diesem Schreiben nicht behauptet.

Mit  Schreiben  vom  16.10.2018  (Beil.  ./2)  erklärte  die  Gemeinde  Breitenbrunn

gegenüber  der  klagenden  Partei  die  Kündigung  des  bestehenden

Unterpachtverhältnisses zum Jahresende 2018, „da der Pachtvertrag zwischen der

Gemeinde  Breitenbrunn  am  Neusiedler  See  und  der  F.E.  Familien-Privatstiftung

Eisenstadt mit 31.12.2018 ausläuft“.

Mit Schreiben vom 20.11.2018 (Beil. ./BB bzw ./16) teilte der in der außerordentlichen

Generalversammlung vom 10.11.2018 zum neuen Präsidenten gewählte Mag Walter
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Bajons  der  Gemeinde  Breitenbrunn  mit,  dass  er  diese  Kündigung  als  unwirksam

betrachte,  da  der  Vertrag  der  Gemeinde  mit  dem  Grundeigentümer  erst  am

31.12.2018 auslaufe. Wenn und solange die Gemeinde nicht darlegen könne, weshalb

es  keinen  Bestandvertrag  oder  ein  sinngemäß  gleiches  Abkommen  mit  den

Grundeigentümer mehr gebe, bleibe sie auch nach dem 1.1.2019 unwirksam. Weiters

handle  es  sich  bei  dem  Bestandvertrag  zwischen  der  klagenden  Partei  und  der

Gemeinde Breitenbrunn um einen kündigungsgeschützten Mietvertrag und betrachte

er die Kündigung aus diesem Grund auch als gegenstandslos. Weiters wies er in dem

Schreiben  darauf  hin,  dass  die  Gemeinde  Breitenbrunn  als  Vertragspartnerin  der

klagenden Partei umfassende Sorgfalts- und Informationspflichten treffen würden und

ersuchte er  um unverzügliche und vollständige Übermittlung sämtlicher Unterlagen

und  Vereinbarungen,  welche  die  Gemeinde Breitenbrunn mit  der  beklagten  Partei

getroffen habe. Ein direktes Bestandverhältnis mit der beklagten Partei wurde in dem

Schreiben vom 20.11.2018 nicht behauptet.

Mit  Schreiben an die beklagte Partei  vom 27.11.2018 (Beilage./T) gab Mag Walter

Bajons  (gegenüber  der  beklagten  Partei  erstmals)  bekannt,  dass  er  von  einem

direkten  Vertragsverhältnis  zwischen  der  klagenden  und  der  beklagten  Partei

ausgehe,  was  er  mit  den  direkten  Vorschreibungen  in  den  letzten  Jahrzehnten

begründete. Die Rechtsvertreter der beklagten Partei stellten dies mit Schreiben vom

3.12.2018 (Beil.  ./T)  in  Abrede.  Der Präsident  der  klagenden Partei  wurde weiters

aufgefordert,  diese  Behauptung  hinkünftig  zu  unterlassen.  Weiters  wurde  darauf

hingewiesen, dass eine konsenslose Nutzung des gegenständlichen Geländes durch

die  klagende  Partei  über  den  31.12.2018  hinaus  von  der  beklagten  Partei  nicht

geduldet  würde,  da  die  beklagte  Partei  die  Herstellung  eines  rechtskonformen

Zustandes und damit  die Räumung wünsche. Es folgten diverse Korrespondenzen

und Telefonate zwischen der klagenden und der beklagten Partei bzw der Gemeinde

Breitenbrunn,  in  welchen  die  klagende  Partei  stets  unter  Hinweis  auf  die  von  ihr

eingeforderten Rechte  Auskünfte  über  allfälliger  Vereinbarungen,  Gerichtsverfahren

oder Vergleiche einforderte, welche ihr jedoch weder von der beklagten Partei noch

von der Gemeinde Breitenbrunn erteilt  wurden. Letztlich wurde mit  Schreiben vom

31.12.2018 von den Rechtsvertretern der beklagten Partei darauf hingewiesen, dass

eine gerichtliche Auseinandersetzung wohl unausweichlich sein werde, wenn sich die

klagende  Partei  weigere,  bis  zum  31.12.2018  den  rechtskonformen  Zustand

herzustellen.



12 von 53

Am 15.1.2019 schlossen die beklagte Partei und die Gemeinde Breitenbrunn vor dem

Bezirksgericht  Eisenstadt  zu  2C  44/19x  den  eingangs  der  Entscheidungsgründe

dargelegten prätorischen Vergleich.

Es war Absicht der Parteien des prätorischen Vergleiches, einen Exekutionstitel für

alle  (Teil-)  Flächen  des  der  Gemeinde  Breitenbrunn  in  Bestand  gegebenen

Bestandgegenstandes zu erwirken, wobei jedoch die beklagte Partei der Gemeinde

Breitenbrunn mit Vereinbarung vom gleichen Tag (Beil. ./28) zusagte, von diesem Titel

nur  in  einem  eingeschränkten  Umfang  Gebrauch  zu  machen.  Der  Inhalt  dieser

unmittelbar  im  Zusammenhang  mit  dem  prätorischen  Vergleich  vom  15.1.2019

zwischen  der  beklagten  Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  abgeschlossene

weitere  Vereinbarung  ("Sideletter",  Beil.  ./28)  ist  dem  gegenständlichen  Urteil  als

Bestandteil der Feststellungen angeschlossen.

Die  Gemeinde  Breitenbrunn  hat  nicht  nur  der  klagenden  Partei  die  von  dieser

genutzten Flächen in Afterbestand gegeben, sondern auch mehrere hundert Parzellen

an Mobilheimeigentümer und weitere Flächen an eine Surfschule, einen Ruderclub,

an das Land Burgenland (Bootshaus), an eine Bootsvermietung und an eine weitere

Segelschule. Weiters hatte die Gemeinde Breitenbrunn selbst zwecks Betrieb ihres

Seebades auf den Flächen Superädifikate errichtet  (Restaurant,  WC-, Dusch– und

Waschanlagen,  Umkleidekabinen).  Der  prätorische  Vergleich  wurde  zur  Sicherung

einer  exekutierbaren  Räumungsmöglichkeit  aller  Subbestandnehmer,  dabei

insbesondere  allfälliger  konsenswidrig  errichteter  Mobilheime/  sonstiger

Superädifikate  von Unterbestandnehmern und auch des von der  klagenden Partei

benutzten Areals errichtet.

Die beklagte Partei und die Gemeinde Breitenbrunn haben den prätorischen Vergleich

nicht in der alleinigen Absicht abgeschlossen, die klagende Partei zu schädigen. Es ist

keinem von beiden dabei gerade darum gegangen, die klagende Partei zu vernichten

oder  zu  schädigen,  sondern  darum,  die  Möglichkeit  zu  haben,  unter  gewissen

Voraussetzungen (Konsenswidrigkeit; kein direkter Nachfolgevertrag) eine Räumung

allfälliger  Mobilheimparzellen  bzw  allenfalls  auch  anderer  Subbestandflächen

durchzusetzen,  aber  auch eine Räumung der  von der  klagenden Partei  benutzten

Flächen  exekutiv  durchzusetzen,  falls  die  Gemeinde  Breitenbrunn  diese  nicht  per

31.12.2028 geräumt übergibt. Ebensowenig wurde dieser prätorische Vergleich zum

Schein geschlossen. Es war von beiden vergleichsschließenden Parteien gewollt und
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beabsichtigt, der beklagten Partei einen Räumungstitel auch (aber nicht nur) über die

von der Gemeinde Breitenbrunn in Afterbestand gegebenen Flächen zu verschaffen.

Die beklagte Partei hat das Exekutionsverfahren nicht eingeleitet und die Gemeinde

Breitenbrunn  hat  gegen  die  Exekutionsbewilligung  nicht  deshalb  kein  Rechtsmittel

erhoben, um die klagende Partei zu schädigen.

Die klagende Partei hat bis dato die gegenständlichen Flächen nicht geräumt.

Es  kann  nicht  festgestellt  werden,  dass  der  Flächenwidmungsplan  und  der

Teilbebauungsplan  der  Gemeinde  Breitenbrunn  bis  31.8.2018  entsprechend  der

Vereinbarung laut Beil. ./P rechtswirksam geändert wurde.

Es  kann  nicht  festgestellt  werden,  dass  die  Gemeinde  Breitenbrunn  im

Zusammenhang mit  ihren Rechtsbeziehungen zur  klagenden Partei  Direktiven von

dritter  Seite  bekommen  hat  oder  Zahlungen  von  dritter  Seite  an  die  Gemeinde

Breitenbrunn  oder  an  ihre  Rechtsvertretung  erfolgt  sind  oder  dass  deren

Rechtsvertreter nicht die Interessen der Gemeinde vertreten hätten.

Die Nebenintervenientin ist Eigentümerin der Seglerkoje/ Kabane Nr 53 auf dem von

der klagenden Partei genutzten Areal (Beil. ./Nn).

Diese Feststellungen basieren auf den in Klammer angeführten unbedenklichen

Urkunden im Zusammenhalt mit nachstehender Beweiswürdigung:

Dem gegenständlichen Beweisverfahren lagen 2 Kernfragen zugrunde: Einerseits die

Frage,  welche Vereinbarungen (auch im Laufe  der  Zeit)  zwischen den Streitteilen

getroffen  wurden.  Andererseits  die  Frage,  was  Zweck  bzw Absicht  der  beklagten

Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  anlässlich  des  Abschlusses  des

Vertragskonstruktes  laut  Beil.  ./P  sowie  des  prätorischen  Vergleiches  samt

Exekutionsverfahren war.

(Hingewiesen wird, dass im Folgenden auch für den Rechtsvorgänger der beklagten

Partei die Bezeichnung „beklagte Partei“ verwendet wird.)

Festzuhalten  ist,  dass  keine  der  im  gegenständlichen  Verfahren  beteiligten  und

vernommenen  Personen  persönliche  Wahrnehmungen  zu  den  in  der  weiteren
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Vergangenheit  liegenden  Gesprächen  und  Vereinbarungen  hat  und  daher  die

damaligen Intentionen, Absichten und Willen nur aus den vorliegenden Urkunden bzw.

den tatsächlichen Abläufen eruiert werden können und Schlussfolgerungen hieraus

sind.

Das Gericht ist dabei zu der klaren Überzeugung gelangt, dass der Abschluss eines

direkten  Vertragsverhältnisses  zwischen  den  Streitteilen  von  keiner  der  beteiligten

Personen  (klagende  Partei,  beklagte  Partei,  Gemeinde  Breitenbrunn)  jemals

beabsichtigt  oder  gewollt  war.  Für  das  Gericht  ist  es  gesichert,  dass  ein  darauf

gerichteter Bindungswille  von keiner  der Parteien zu den behaupteten Zeitpunkten

(Vertragsabschluss,  Verrechnungsvereinbarung,  Vereinbarung  Ergänzungsbetrag)

vorgelegen  ist  und  dass  sowohl  die  beklagte  Partei  als  auch  die  Gemeinde

Breitenbrunn  und auch  die  klagende  Partei  in  diesen Zeitpunkten  ein  Haupt-  und

Unterbestandverhältnis abschließen und beibehalten wollten.

Zunächst  und vor  allem ist  auf  die  ausdrücklichen und wörtlichen Vereinbarungen

zwischen  den  vertragsschließenden  Teilen  anlässlich  der  Vertragsabschlüsse

hinzuweisen:  Es  wurde  ausdrücklich  (Beil.  ./B)  ein  „Subpachtvertrag“  (Überschrift)

unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den „Pachtvertrag“ (Punkt I.) abgeschlossen. In

Punkt XI. des „Pachtvertrages“ vereinbarten die Gemeinde und die beklagte Partei

dezidiert,  dass  die  Gemeinde  Einrichtungen  auf  dem  Pachtobjekt  von  „dritten

Personen“  errichten  und  betreiben  lassen  kann,  in  diesem  Fall  aber  keinerlei

Rechtsverhältnis  zwischen  diesen  dritten  Personen  und  der  Verpächterin

zustandekommt (Beil. ./A). Diese Bestimmung war der klagenden Partei bei Abschluss

des „Subpachtvertrages“ bekannt (Punkt XI Beil. ./B). Schon aus diesen Worten ergibt

sich  eindeutig  der  Wille  beider  Streitteile,  lediglich  einen  Unterbestandvertrag

abzuschließen. Es ist auch durchaus logisch und nachvollziehbar (und auch durchaus

üblich),  dass der Grundeigentümer nicht  eine Vielzahl  von Vertragspartnern haben

wollte, sondern nur einen einzigen „großen“ und – weil öffentliche Hand - „sicheren“

Hauptbestandnehmer.  Das  Argument,  ein  direkter  Bestandvertrag  zwischen  den

Streitteilen sei gewollt gewesen und nur deshalb nicht zustandegekommen, weil die

klagende  Partei  zum  Zeitpunkt  des  Abschlusses  des  „Pachtvertrages“  mit  der

Gemeinde noch nicht gegründet  war,  überzeugt  nicht.  Im „Pachtvertrag“  (Beil.  ./A)

wurde  dezidiert  geregelt,  dass  für  die  Teilfläche  des  Yachtclubs  erst  dann  ein

Bestandzins zu zahlen ist,  wenn die  Fläche dem Yachtclub (wobei  nicht  klar  war,
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welcher Yachtclub das einmal sein wird) übergeben und von diesem mit dem Bau der

Segelbootanlage begonnen wird. Diese Regelung macht nur dann einen Sinn, wenn

es eben den vertragsschließenden Teilen gerade darauf ankam, dass  kein direkter

Vertrag mit dem Yachtclub geschlossen werden sollte. Andernfalls hätte man ja ohne

Weiteres diese Teilfläche aus dem „Pachtvertrag“ weglassen können und – nach der

Gründung der klagenden Partei - eben mit dieser einen direkten Vertrag schließen

können, da ja ein Bestandzins in der Zwischenzeit ohnedies nicht zu zahlen war. Ein

sonstiger Zweck für einen gleichzeitigen Abschluss eines Bestandvertrages auch über

die Teilfläche des Segelclubs ist nicht ersichtlich und auch nicht nachvollziehbar. Dass

bereits  zu  diesem  Zeitpunkt  ein  Umgehungsgeschäft  geschlossen  werden  hätte

sollen,  wäre  auch  nicht  nachvollziehbar.  Das  MRG  sowie  die  bezughabende

Rechtsprechung lag zum damaligen Zeitpunkt noch nicht einmal vor, an eine mögliche

Anwendbarkeit  mieterschutzrechtlicher  Bestimmungen  wurde  offensichtlich  (sonst

wäre  es  wohl  in  irgendeiner  Form  im  Vertrag  angesprochen  worden)  nicht  im

Entferntesten  gedacht,  sodass  auch  nicht  nachvollziehbar  ist,  dass  derartige

Bestimmungen bei Abschluss der beiden Verträge umgangen hätte werden sollen.

Auch  ergibt  sich  aus  den  vorliegenden  Urkunden  keine  dem  Wortlaut  Beil.  ./A

entgegenstehende  Absicht  der  vertragsschließenden  Parteien.  Außer  dem

nunmehrigen Willen und den darauf begründeten Spekulationen der klagenden Partei

gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass die Gemeinde Breitenbrunn oder die beklagte

Partei etwas Anderes gewollt hätten als sie wörtlich vereinbart haben. Insbesondere

ist nicht nachvollziehbar, wieso eine Befristung bis 31.12.2018 vereinbart hätte werden

sollen, wenn von beiden Seiten die Fortführung des Vertrages bereits damals über

den 31.12.2018 hinaus fix gewollt gewesen wäre und verbindlich vereinbart werden

sollte. Alleine aus der Annahme, dass die Parteien damals eine Vertragsverlängerung

vielleicht für möglich hielten und eben nicht ausschließen wollten, kann nicht darauf

geschlossen  werden,  dass  sich  beide vertragsschließenden  Parteien  über  den

31.12.2018  hinaus jedenfalls  verpflichten  wollten.  Dies  widerspricht  nicht  nur  dem

gewählten  Wortlaut  (welcher  genau  das  Gegenteil  besagt),  es  gibt  auch  keine

Beweisergebnisse  für  eine  derartige  Annahme.  Dass  ein  Vorpachtrecht  für  die

Gemeinde Breitenbrunn vereinbart  wurde, spricht genau gegen die Annahme, eine

Vertragsverlängerung  sei  quasi  schon  damals  vereinbart  worden:  Wäre  dem  so

gewesen,  wäre das Vorpachtrecht  überflüssig  (ebenso der  vereinbarte  Endtermin).

Hätte es eine einseitige Wahlmöglichkeit für die Gemeinde Breitenbrunn geben sollen,
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wäre ein Optionsrecht und nicht ein Vorpachtrecht vereinbart worden. Es wäre zwar

nachvollziehbar,  dass  die  Gemeinde  Breitenbrunn  im  Hinblick  auf  die  enormen

Investitionen vielleicht an einer längeren oder unbefristeten Vertragsdauer interessiert

gewesen wäre (wobei aber die zu erwartende Nachhaltigkeit derartiger Investitionen

mit  der  Vertragsdauer  von  50  Jahren  ohnedies  korrelierte),  allerdings  ist  ebenso

nachvollziehbar,  dass  der  Grundeigentümer  dies  –  ebenso  aus  wirtschaftlichen

Gründen oder weil  er sich eben nicht auf unbestimmte Dauer verpflichten wollte –

gerade nicht wollte. Das Gericht hegt zusammenfassend keinen Zweifel, dass beide

Seiten  den  Vertrag,  wie  auch  schriftlich  festgehalten,  mit  einer  Befristung  von  50

Jahren  vereinbaren  wollten  und  dabei  nicht  von  einer  jedenfalls  eintretenden

Vertragsverlängerung ausgingen.

Die klagende Partei stützt sich weiters auf die Verrechnungsvereinbarung aus dem

Jahr 1977 und auf eine Vereinbarung vom April 1979 betreffend die Verrechnung der

erweiterten  Bestandsfläche  („Ergänzungsbetrag“).  Aus  keiner  der  vorliegenden

Urkunden geht auch nur ansatzweise hervor, dass der Wille der damals Beteiligten auf

den Abschluss eines (neuen) direkten Bestandverhältnisses zwischen der klagenden

und der  beklagten Partei  unter  Ausschluss des bisherigen Vertragspartners beider

Streitteile, der Gemeinde Breitenbrunn, gerichtet gewesen wäre, im Gegenteil.  Aus

sämtlichen vorgelegten Urkunden ist ganz klar ersichtlich, dass es der eindeutige und

auch  nachvollziehbare  Wille  des  damaligen  Grundeigentümers  war,  ein

Bestandverhältnis  lediglich  mit  der  Gemeinde  Breitenbrunn  abzuschließen  (und

beizubehalten) und unter keinen Umständen ein direktes Bestandverhältnis mit einem

sonstigen  Afterbestandnehmer  einzugehen.  Dies  ergibt  sich  nicht  nur  aus  den

ausdrücklich gewählten Worten im „Pachtvertrag“ (Beil. ./A) und im „Subpachtvertrag“

(Beil.  ./B),  sondern  auch  aus  den  wiederholten  Hinweisen  in  den  Schreiben  der

Rechtsvorgänger  der  beklagten  Partei,  in  welchen  diese  auf

Subbestandnehmereigenschaft der klagenden Partei wiederholt hinweist. So wird im

Schreiben vom 3.10.1978 (Beil. ./C) auf das Subpachtverhältnis hingewiesen sowie

auf  die  zwischenzeitige  Vereinbarung  „der  Einfachheit  halber“,  dass  die

Pachtvorschreibungen  „nicht  mehr  über  die  Gemeinde,  sondern  direkt  an  den

Yachtclub ergehen“  und auch die  Zahlungen direkt  an die  Dr  Paul  Esterhazysche

Güterdirektion  erfolgen  sollten.  In  diesem  Schreiben  wird  auch  ausdrücklich  um

Bestätigung ersucht, ob dieser Verrechnungsweg aufrecht erhalten werden soll oder

wieder über die Gemeinde (eben als Bestandnehmer) verrechnet werden soll. Dies
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würde keinen Sinn machen, hätte man einen direkten Vertrag gewollt. Im Protokoll

vom 17.3.1979 (Beil. ./11) spricht der Obmann der klagenden Partei auch davon, der

Gemeinde  gegenüber  zahlungspflichtig  zu  sein,  welche  wiederum  mit  Esterhazy

abzurechnen hätte, und dass die Gemeinde gebeten habe, direkt an Esterhazy zu

zahlen  „um  Ruhe  zu  haben“.  Die  Gemeinde  erklärte  sich  mit  dieser

Verrechnungsweise, nämlich der Zahlung der Pachtzinse von der klagenden Partei an

den Grundeigentümer „auf Abschlag der von der Gemeinde an die beklagte Partei

geschuldeten Pachtzinse“ einverstanden (Beil. ./10), weist aber ausdrücklich auf ihre

jederzeitige Widerrufsmöglichkeit  hin.  In  einem weiteren Schreiben vom 15.1.1979

(Beil.  ./E) (zur dabei auch angesprochenen erweiterten Bestandfläche siehe unten)

nimmt die beklagte Partei auch nochmal Bezug auf die Vereinbarung der „direkten

Abrechnung“. Ein „Austausch“ der Person des Hauptbestandnehmers kann hieraus

gerade  nicht  entnommen  werden,  im  Gegenteil.  Auch  bei  ihren  jährlichen

Begleitschreiben zu den Zahlungen des Bestandzinses (Beilagenkonvolut ./4) weist

die klagende Partei  stets selbst (und ohne Veranlassung durch die beklagte Partei

oder die Gemeinde Breitenbrunn) darauf hin, dass der „Subpachtschilling zugunsten

der  Gemeinde Breitenbrunn resultierend aus  deren Verpflichtungen gegenüber der

beklagten  Partei  erfolgen“.  Dies  kann  unter  keinen  Umständen  dahingehend

verstanden werden, dass die klagende Partei davon ausgegangen wäre, selbst eine

Verpflichtung gegenüber der beklagten Partei zu haben. Diese Formulierung wurde im

März 1979,  aber  auch in  den folgenden Jahren (also  nach der  Vereinbarung des

Ergänzungsbetrages) von der beklagten Partei selbst so gewählt. Ein Wille auch nur

irgendeines Beteiligten zum Abschluss eines direkten Bestandvertrages zwischen den

Streitteilen  geht  hieraus  nicht  ansatzweise  hervor,  im  Gegenteil.  Auch  was  die

späteren Vorschreibungen durch die beklagte Partei  (Beil.  ./H) betrifft,  konnte vom

Zeugen Janisch nachvollziehbar erklärt werden, dass das von der beklagten Partei

verwendete  „Hausverwalterprogramm“  eben  nur  eine  „Pacht/  Miete“  kennt.  Es  ist

nachvollziehbar,  dass  ein  derartiges  Programm  eine  „Unterpachtvorschreibung

aufgrund  einer  Verrechnungsvereinbarung“  nicht  kennt.  Aus  dieser  Art  der

(formularhaften) Vorschreibung kann nicht  auf den Willen der beklagten Partei  auf

Bindung aufgrund eines direkten Vertrages geschlossen werden. Auch die Tatsache,

dass  die  beklagte  Partei  im  Zuge  der  Direktverrechnung  die  Wertsicherung

einforderte,  lässt  keinen  Schluss  auf  ein  direktes  Vertragsverhältnis  zu.  Aus  dem

Umstand,  dass  bisher  die  Indexsteigerung  von  der  Gemeinde  Breitenbrunn  nicht
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eingefordert  wurde,  im Zuge der  Direktverrechnung von der  beklagten Partei  aber

schon, kann nicht auf einen Willen auf Änderung des Bestandzinses (oder gar auf

Abschluss  eines  neuen  Vertrages)  geschlossen  werden.  Der  Bestandzins  wurde

unbestritten jeweils mit Wertsicherung vereinbart (Beil. ./A und ./B). Einen Verzicht auf

die  vereinbarte  Wertsicherung durch  die  Gemeinde Breitenbrunn hat  die  klagende

Partei  nicht  behauptet.  Worin  sich  daher  der  Bestandzins  im  Zuge  der

Direktverrechnung  geändert  haben  sollte,  ist  nicht  nachvollziehbar.  Dass  dieser

bislang nicht gefordert wurde, kann auf verschiedenen Ursachen beruhen – es kann

darauf seitens der Gemeinde Breitenbrunn bis zum Jahr 1977 vergessen worden sein;

es kann aber auch sein, dass eine relevante Indexsteigerung erst später eintrat. Aus

einer Einforderung des (einem Dritten) tatsächlich geschuldeten Bestandzinses kann

aber nicht auf eine Vertragsänderung geschlossen werden.

Was  die  Vereinbarung  betreffend  den  Ergänzungsbetrag für  die  erweiterte

Bestandfläche betrifft,  erschließt  sich  aus den Gesamtgegebenheiten  aber  ebenso

eindeutig,  dass keiner  der Beteiligten (klagende Partei,  beklagte Partei,  Gemeinde

Breitenbrunn)  einen  Willen  darauf  gerichtet  hat,  ein  direktes  Bestandverhältnis

zwischen  den  Streitteilen  zu  begründen.  So  geht  bereits  aus  dem

Generalversammlungsprotokoll  der  klagenden  Partei  vom  17.3.1979  (Beil.  ./11)  –

sohin unmittelbar vor der Besprechung vom 27.4.1979 - hervor, dass über die direkte

Verrechnung gesprochen wurde und Dkfm Resch betont hat, dass nur die Gemeinde

Gesprächspartner bleiben sollte. Das bedeutet aber, dass (nur) die Gemeinde auch

nach dem Willen der klagenden Partei Vertragspartner bleiben sollte. Der Obmann der

klagenden  Partei  will  diese  Aussage  zwar  dahingehend  verstehen,  dass  der

Gemeinde  egal  war,  was  die  klagende  Partei  bezahlt.  Dies  geht  aus  dem

Generalversammlungsprotokoll so aber nicht hervor. Selbst wenn es der Gemeinde

tatsächlich egal gewesen ist (was nachvollziehbar wäre), kann daraus aber ebenso

nur folgen, dass die Gemeinde jedenfalls mit einer Vertragsanpassung einverstanden

war. Dies ist  nachvollziehbar und lebensnah, da der auf die Fläche der klagenden

Partei entfallende Bestandzins für die Gemeinde aufgrund der Zahlungsverpflichtung

der klagenden Partei ihr gegenüber ja ohnedies nur ein Durchläufer war und eben ihre

Position nicht verändert wurde. In diesem Punkt ist das Gericht davon überzeugt, dass

die  Gemeinde  in  die  Gespräche  und  Vereinbarungen  hinsichtlich  des

Ergänzungsbetrages eingebunden war und damit auch einverstanden war. Auch wenn

dies urkundlich nicht eindeutig belegt ist, ist für das Gericht keine andere Möglichkeit
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vorstellbar. Wie bereits oben dargelegt, geht aus den erliegenden Urkunden hervor,

dass sowohl die beklagte Partei die Gemeinde als (alleinige) Bestandnehmerin wollte,

aber auch die klagende Partei selbst bestrebt war, dass die Gemeinde ihr alleiniger

Gesprächspartner (Vertragspartner) bleiben sollte (Beil. ./11). Dass die Gemeinde von

der  durchgeführten  Luftvermessung  und  den  daran  anschließenden  Gesprächen

aufgrund  der  von  der  klagenden  Partei  eigenmächtig  erweiterten  Fläche  nicht

informiert  gewesen  wäre,  ist  undenkbar.  Aus  dem Aktenvermerk  des  Ovw Bichler

(Beil.  ./29) geht auch hervor, dass auf den Vertrag mit der Gemeinde hingewiesen

wurde.  Diese  wurde  sohin  nicht  etwa  „vergessen“.  Die  Gemeinde  hat  die

Anweisungserklärungen der klagenden Partei (Beil. ./4) stets in Durchschrift erhalten –

dass  sie  darauf  nicht  reagiert  hätte,  wenn  sie  von  einem  plötzlich  erhöhten

Bestandzins (und einer Vereinbarung vom April 1979) nichts gewusst hätte, ist nicht

vorstellbar. Wie bereits erwähnt, ist in diesen Anweisungsmitteilungen (Beil. ./4) auch

von der klagenden Partei selbst geschrieben worden, dass die Zahlung, welche unter

anderem  aufgrund  der  Vereinbarung  vom  April  1979  erfolgte,  zugunsten  der

Gemeinde  resultierend  aus  deren  Verpflichtungen  gegenüber  Esterhazy,  erfolgen.

Daraus erschließt sich aber ebenso, dass die klagende Partei davon ausging, dass

die Gemeinde zur Zahlung des Ergänzungsbetrages laut Vereinbarung vom April 1979

verpflichtet  war.  Dies hätte  sie  wohl  nicht  geschrieben,  wäre die  Gemeinde in die

Vereinbarung gar nicht eingebunden gewesen. Offensichtlich – und nachvollziehbar –

hat  die  Gemeinde  keine  Einwände  dagegen  erhoben,  obwohl  eben  in  den

Vorschreibungen auf die prinzipielle Zahlungspflicht der Gemeinde – auch betreffend

des Ergänzungsbetrages – hingewiesen wird. Hingegen wäre bei einer geplanten und

gewollten „Ausschaltung“ der Gemeinde Breitenbrunn als Vertragspartner für beide

Parteien  zu  erwarten  gewesen,  dass  diese  wohl  in  irgendeiner  Art  und  Weise

verständigt worden wäre bzw. eine Stellungnahme pro oder contra abgegeben oder

sonst  irgendwie reagiert  hätte,  was jedoch nicht der Fall  war.  Überdies sind diese

Vereinbarungen in der Folge friktionsfrei von allen Seiten eingehalten worden. Für das

Gericht  ergibt  sich  aus  diesen  Beweisergebnissen  aber  die  einzig  logische

Schlussfolgerung,  dass  die  Gemeinde  in  die  Vereinbarungen  vom  April  1979

eingebunden  war  und  mit  der  Anpassung  –  ebenso  wie  die  klagende  Partei  -

einverstanden war. Auch aus dem späteren (im Jahr 2012 oder 2013) Ansinnen der

beklagten  Partei,  wieder  von  der  Direktverrechnung  auf  eine  Abrechnung  an  die

Gemeinde zurückzustellen bzw dem Wunsch der Gemeinde, bis zum Auslaufen des
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Vertrages  die  Direktverrechnung  beizubehalten,  sowie  aus  dem  mehrfach  an  die

beklagte Partei herangetragenen Wunsch der klagenden Partei auf Abschluss eines

direkten Vertragsverhältnisses, wie es der Zeuge Janisch sehr glaubhaft schilderte,

geht  hervor,  dass  bis  dahin  nach  wie  vor  alle  von  einem  Haupt-  und  einem

Subbestandverhältnis ausgingen und keiner der Beteiligten von einem bestehenden

direkten Bestandverhältnis zwischen der klagenden und der beklagten Partei ausging,

geschweige denn eine Willensübereinkunft dahingehend getroffen wurde, da es eben

von keiner Seite gewollt war. Im Schreiben vom 15.1.1979 (Beil. ./E) wies die beklagte

Partei auch darauf hin, dass der Yachtclub „eine größere Fläche benützt als im Haupt-

und Subachtvertrag vorgesehen ist“, gegen eine solche Benützung aber grundsätzlich

keine  Einwände  erhoben  werden,  allerdings  eine  Regelung  des  Pachtzinses

vorgenommen werden müsste. Bereits in einem Protokoll vom 17.3.1979 (Beil. .11),

also kurz vor der Besprechung vom 27.4.1979, wird besprochen, dass die rechtlichen

Probleme einer Änderung des Pachtzinsschlüssel nicht dafürstehen würden und der

Schlüssel auf Grundlage der alten Fläche richtig sei. Daraus ergibt sich aber, dass der

Pachtzins  eben  auf  die  vergrößerte  Fläche  umgelegt  wurde  (und  keine  „neue“

Vereinbarung getroffen wurde). Aus den Urkunden ergibt sich, dass es im Folgenden

am 27.4.1979 eine Besprechung gegeben hat, bei welcher sich die Beteiligten (dem

Obmann der klagenden Partei, dem Anwalt der klagenden Partei Dr Hausar und Ovw

Bichler  und  „weitere  Mitglieder“)  offensichtlich  einen  Lösungsansatz  dahingehend

gefunden haben, dass für die Mehrfläche eben ein Betrag von ATS 30.000,-- samt

Wertsicherung jährlich zu zahlen ist, wobei die Anhebung in 2 Stufen angedacht war

(Beil.  ./29).  Der  Abschluss  einer  diesbezüglichen  Vereinbarung  geht  aus  dem

Aktenvermerk  Beil.  ./29  nicht  eindeutig  hervor.  Aus  dem  folgenden

Vorstandssitzungsprotokoll  Beil.  ./U  vom  5.5.1979  geht  aber  hervor,  dass  das

Ergebnis  dieser  Besprechung  einer  Abstimmung  unterzogen  und  angenommen

wurde. In der Vorstandssitzung vom 7.8.1979 wird berichtet, dass Ovw Bichler nicht

mehr im Amt sei und darauf geachtet werden müsse, dass die Vereinbarung auch von

dem  Neuen  akzeptiert  werde.  Aus  dem  Vorstandssitzungsprotokoll  vom  7.9.1979

(Beil. ./V) geht hervor, dass Dr Hausar einen Brief an Esterhazy geschrieben habe, in

dem er die Vereinbarung bestätige, aber keine Reaktion von Esterhazy erhalten habe.

Demgegenüber  ergibt  sich  aus einem Schreiben des  Ovw Bichler  vom 3.10.1979

(Beil. ./30) wiederum, dass Ovw Bichler längere Zeit im Krankenstand gewesen sei.

Mit  dem  Schreiben  wurde  ua  eine  anlässlich  der  Besprechung  vom  27.4.1979
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zugesagte „schriftliche Mitteilung zu der noch offenen Pachtzinsverrechnung“ urgiert

und ersucht,  die noch offenen Angelegenheiten einer Klärung zuzuführen.  Weitere

Urkunden im näheren zeitlichen Zusammenhang liegen nicht vor, allerdings nimmt ein

Schreiben der beklagten Partei vom 9.2.1981 (Beil. ./G) Bezug auf ein Schreiben der

klagenden Partei vom 14.1.1981, in welchem es um Unklarheiten bei der Berechnung

des Subpachtschillings gegangen sein muss. Weiters wird auch Bezug genommen zu

dem „im April 1979 vereinbarten Ergänzungsbetrag von ATS 30.000,--“. Im weiteren

berichtet Dr Hausar laut Generalversammlungsprotokoll vom 18.10.1980 (also rund 1

Jahr  später,  Beil.  ./TT),  dass  es  gelungen  sei,  einen  faktischen  Zustand

herbeizuführen  (also  keine  Rede  vom  Abschluss  eines  neuen  Bestandvertrages),

indem  die  benutzten  Flächen  von  Esterhazy  bewilligt  worden  seien  und  ein

entsprechender (wohl gemeint also: angepasster) Pachtschilling bezahlt werde. Aus

diesen Angaben (eines Rechtsanwaltes) kann gerade nicht geschlossen werden, dass

ein  neuer  Bestandvertrag  mit  einem neuen  Vertragspartner,  nämlich  der  beklagen

Partei,  abgeschlossen  wurde  oder  dass  der  Wille  der  klagenden  Partei  und  der

klagenden Partei darauf gerichtet gewesen wäre. Zusammenfassend geht das Gericht

daher  davon  aus,  dass  am  27.4.1979  ein  Vorschlag  unter  Einbeziehung  der

Gemeinde  gemeinsam  ausgearbeitet  wurde,  welcher  noch  vom  Vorstand  der

klagenden  Partei  zu  genehmigen  war.  Wie  und  wann  diese  Genehmigung  der

beklagten Partei mitgeteilt wurde, ist nicht nachvollziehbar, vielleicht auch im Hinblick

auf den Krankenstand des Ovw Bichler in Verstoß geraten. Vielleicht wurde in der

Folge  –  auch  aufgrund  des  weiteren  friktionsfreien  Ablauf  und  dem  faktischen

Durchführen dieser Vereinbarung nicht mehr an die Bestätigung gedacht, vielleicht ist

auch diese in Verstoß geraten oder wurde sie einfach im gegenständlichen Verfahren

aus welchem Grund auch immer nicht vorgelegt. Im Hinblick auf den Fortgang der

Geschehnisse, die ständige Bezugnahme auf die „Vereinbarung vom April 1979“ und

den  anstandslosen  Zahlungen  ist  jedoch  davon  auszugehen,  dass  bei  der

Willenseinigung vom April  1979 betreffend den Ergänzungsbetrag für die zusätzlich

benutzte  Fläche  des  Bestandsgegenstandes  gerade  nicht  ein  neuer  Vertrag

abgeschlossen  werden  sollte,  sondern  lediglich  die  bestehenden  Verträge  ergänzt

werden sollten um den neuen Flächenteil. Der Ergänzungsbetrag wurde ja auch nicht

separat (basierend auf einer separaten Vereinbarung) weitergezahlt, sondern eben ein

(wenn auch in 2 Stufen) erhöhter (Gesamt-)Zins und offensichtlich einschließlich aller

sonstigen Nebenvereinbarungen wie etwa die Wertsicherung. In dem (von Seiten der
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klagenden  Partei  in  der  Vorstandssitzung  vom  20.3.1981  (Beil.  ./SS)  inhaltlich

genehmigten) Schreiben der beklagten Partei vom 9.2.1981 (Beilage ./G) weist diese

darauf  hin,  dass  „naturgemäß“  auch  auf  den  Ergänzungsbetrag  die

Wertsicherungsklausel anzuwenden ist. Dass eine solche Wertsicherung aber im April

1979 für die erweiterte Fläche separat vereinbart worden wäre, behauptet nicht einmal

die  klagende  Partei.  Dafür  spricht  auch  das  „Übersehen  der  Anwendung  der

Indexsteigerung“  durch  die  klagende  Partei  (Beil.  ./RR),  welche  ja  nur  im

„Subpachtvertrag“  vereinbart  wurde.  Ebensowenig  wird  behauptet,  dass  im  Zuge

dieser  Vereinbarung  im  April  1979  betreffend  die  zusätzlich  benutzte  Fläche  in

irgendeiner  Art  und  Weise  über  sonstige  Punkte  einer  Bestandsvereinbarung

gesprochen worden wäre. Auch hieraus lässt sich der Schluss ziehen, dass beide

Seiten davon ausgegangen sind, dass es sich beim Ergänzungsbetrag (wegen mehr

benutzter Fläche) lediglich um eine Anpassung der ursprünglichen Verträge und nicht

um den Abschluss eines neuen Bestandvertrages handelte. Hinzuweisen ist auch auf

den  Aktenvermerk  des  Ovw Bichler  (Beil.  ./29)  betreffend  dieses  Gespräches  am

27.4.1979,  wo  offensichtlich  sogar  auf  den  Vertrag  der  klagenden  Partei  mit  der

Gemeinde hingewiesen wurde.

Gegen  einen  neuen,  direkten  Vertragsabschluss  spricht  natürlich  auch,  dass  die

beklagte Partei sowie ihre Rechtsvorgänger prinzipiell keine Bestandverträge jemals

mündlich  abgeschlossen  haben,  wie  dies  die  Mitarbeiter  der  beklagten  Partei

glaubhaft  und  nachvollziehbar  aussagten.  Dies  ist  im  Hinblick  auf  das  allgemein

bekannte  enorme  Liegenschaftsvermögen  der  beklagten  Partei  mit  unzähligen

Bestandverträgen  und  einer  Vielzahl  an  beteiligten  Mitarbeitern  nicht  nur

nachvollziehbar, sondern bei lebensnaher Betrachtung auch gar nicht anders möglich.

Der Abschluss mündlicher Verträge bei einem solchen Liegenschaftsbesitz würde nur

zu Chaos führen und wäre unüberblickbar. Das Gericht ist davon überzeugt, dass –

auch zum damaligen Zeitpunkt – aus Prinzip keine mündlichen Verträge geschlossen

wurden. Richtig ist zwar, dass eine schriftliche Vereinbarung des Ergänzungsbetrages

auch  nicht  vorgelegt  wurde.  Das  Gericht  geht  davon  aus,  dass  im  Zuge  des

Krankenstandes des Ovw Bichler  eine schriftliche  Bestätigung der  Vereinbarung lt

Beil.  ./29  entweder  in  Verstoß geraten  ist  oder  aber  darauf  vergessen  wurde.  Im

Hinblick auf die Eindeutigkeit der  Anpassung des bestehenden Vertrages (und weil

eben nicht ein „neuer“ Bestandvertrag mit der klagenden Partei abgeschlossen wurde)

dürfte  letztlich  die  Aktennotiz  des  damaligen  Verwalters  (Beil.  ./29)  ausreichend
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gewesen sein, zumal ja auch die weiteren Zahlungen friktionsfrei abgewickelt wurden.

Möglich wäre allenfalls  auch,  dass tatsächlich,  wie dies der  Anwalt  der  klagenden

Partei  in  der  Sitzung berichtet  hat,  eine faktische Situation  geschaffen und gelebt

wurde, welche später nicht mehr hinterfragt wurde. Insbesondere im Hinblick darauf,

dass  in  vielen  Schreiben  davor  und  danach  stets  auf  die

Subbestandnehmereigenschaft  der  klagenden Partei  hingewiesen wird,  ist  es aber

undenkbar, dass der Rechtsvorgänger der beklagten Partei mit der klagenden Partei

mündlich  im  Zuge  einer  formlosen  Besprechung  einen  eigenen  (neuen)

Bestandvertrag  über  eine  derartigen  Bestandgegenstand,  Bestandzins  und

Bestanddauer abschließen hätte wollen. Vielmehr ist das Gericht der Überzeugung,

dass der  Abschluss eines direkten Bestandvertrages jedenfalls  zumindest  von der

beklagten  Partei  nicht  gewünscht  war  (sondern  später  sogar  dezidiert  abgelehnt

wurde, wie dies der Zeuge Janisch - als wohl einziger mit direkten Wahrnehmungen

hierzu - glaubhaft angab) und auch von der klagenden Partei nie in Betracht gezogen

wurde und auch nicht gewollt war (siehe dazu nicht zuletzt die Angaben im Protokoll

Beil. ./11). Es ist für das Gericht unzweifelhaft, dass der ursprüngliche Vertrag nach

dem  Willen  sowohl  der  Beklagten  als  auch  der  klagenden  Partei  und  auch  der

Gemeinde  Breitenbrunn  in  der  Besprechung  vom  April  1979  lediglich  angepasst

werden sollte. Letztlich ist noch darauf hinzuweisen, dass betreffend der (bisherigen)

Bestandfläche im Zuge dieser Besprechung keine neuen Vereinbarungen getroffen

wurden  (und  dies  auch  gar  nicht  behauptet  wurde),  sodass  auch nicht  ersichtlich

wäre,  dass  eine  Abänderung  der  bisherigen  Vertragskonstellation  auch  nur  in

irgendeiner Form angedacht oder beabsichtigt war. Sofern man überhaupt irgendeine

„neue“  Vereinbarung  annehmen  könnte,  könnte  diese  auch  nur  den  bis  dahin

vereinbarungslos genutzten Flächenbereich (und nicht den vertragsgegenständlichen)

betreffen.  Es ergibt  sich aber aus dem gesamten Akteninhalt  -  mit  Ausnahme der

Mutmaßungen des Obmannes der klagenden Partei - kein Hinweis darauf, dass die

Streitteile  und/  oder  auch die  Gemeinde  Breitenbrunn  im Zusammenhang mit  der

Vereinbarung  des  Ergänzungsbetrages  im  April  1979  einen  den  Feststellungen

entgegenstehenden Bindungswillen gehabt hätten. Selbst dessen Mutmaßungen und

sein  rechtlicher  Standpunkt  eines  direkten  Bestandverhältnisses  stützten  sich  ja

zunächst  lediglich  auf  die  Vereinbarung  der  Direktverrechnung,  nicht  aber  auf  die

Vereinbarung des Ergänzungsbetrages (Beil. ./T). Auch aus dem weiteren Verlauf der

Vertragsbeziehungen  ergibt  sich  kein  Hinweis  darauf,  dass  entweder  von  der
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klagenden  Partei  bis  zum  Zeitpunkt  November  2018  jemals  ein  direktes

Vertragsverhältnis mit der beklagten Partei behauptet wurde oder dass die beklagte

Partei  sich  bis  zu  diesem Zeitpunkt  mit  der  Frage  des  Vorliegens  eines  direkten

Vertragsverhältnisses zur klagenden Partei jemals ernsthaft auseinandergesetzt hätte.

Die  von  der  klagenden  Partei  in  diesem  Zusammenhang  angesprochenen

Wissenserklärungen inhaltlich der Beil. ./P und ./WW, wonach eine Vertragsbeziehung

ausschließlich  zwischen  der  klagenden  Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn

bestünde,  lassen  ebensowenig  auf  eine  nähere  Auseinandersetzung  mit  diesem

Thema schließen, sondern stellen lediglich Klarstellungen im jeweiligen Kontext dar.

Klar geht aus den Beweisergebnissen hervor, dass die Gespräche und Diskussionen

bei  der  beklagten  Partei  in  den  letzten  Jahren  bis  November  2018  stets  darauf

gerichtet  waren,  wie  man  eine  weitere  Zusammenarbeit  mit  der  Gemeinde

Breitenbrunn  bzw.  mit  der  klagenden  Partei  weiterführen  könnte.  Auch  aus  den

vorgelegten Urkunden (zB Beil. ./5, ./6, ./8, ./9) geht hervor, dass sowohl die klagende

Partei als auch deren Mitglieder stets von einem Endtermin 31.12.2018 ausgingen,

wenngleich in der Hoffnung auf Abschluss einer etwaigen (neuen) Vereinbarung über

den  darüber  hinausgehenden  Zeitraum.  Selbst  in  der  „Rechtsanalyse“  eines

Mitgliedes der klagenden Partei wird (bereits Ende 2017) zwar die (Un)Wirksamkeit

der  Befristung  des  (Haupt-)Vertrages  (Beil.  ./A)  thematisiert  und  auf  allfällige

Schadenersatzansprüche  gegenüber  der  Gemeinde  Breitenbrunn  hingewiesen

(Beil.  ./Nb).  Auch hier wird aber ein direkter Vertrag zwischen den Streitteilen nicht

angesprochen. Zusammenfassend gibt es sohin keine überzeugenden Anhaltspunkte

dafür,  dass  die  beklagte  Partei  jemals  der  klagenden  Partei  die  (oder  Teile  der)

gegenständlichen Flächen direkt  in  Bestand geben wollte  und die  klagende Partei

diese  (Teil-)Flächen  bis  Ende  2018  jemals  von  der  beklagten  Partei  in  Bestand

nehmen wollte.

Im  weiteren  stellt  sich  die  Frage,  ob  die  beklagte  Partei  und  die  Gemeinde

Breitenbrunn nur zum Schein oder „kollusiv“ zum Nachteil der klagenden Partei den

zwischen ihnen bestehenden Bestandvertrag aufgelöst bzw den Räumungsvergleich

geschlossen haben.

Auch hier gibt es keinen Zweifel, dass es nicht der Zweck des Konstruktes Beil. ./P

war, die klagende Partei zu schädigen, was die klagende Partei offensichtlich mit dem

Vorwurf  der  „Kollusion“  meint.  Die  Schilderungen  sämtlicher  an  der  Ausarbeitung
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dieser  Verträge beteiligten  Personen,  wonach sich die  Vertragsverhandlungen und

auch die Erstellung der Verträge über einen sehr langen Zeitraum zogen, die Verträge

immer  wieder  abgeändert  wurden  und  auch  von  den  verschiedensten  Experten

überarbeitet und geändert wurden und die verschiedensten Aspekte und Interessen

der Vertragsparteien eingearbeitet wurden, ist in Anbetracht der Komplexität dieses

Vertragskonstruktes äußerst glaubhaft  und nachvollziehbar.  Es ist  undenkbar,  dass

dieses Konstrukt nur zum Schein erstellt  wurde oder alles errichtet wurde, um die

klagende Partei zu schädigen. Deutlich ersichtlich, glaubhaft und nachvollziehbar ist,

dass sich die  Gemeinde Breitenbrunn die  notwendige Sanierung des in  die  Jahre

gekommenen  Seebadareals  nicht  leisten  hätte  können.  Ausgehend  von  den

glaubhaften (und durch keine anderen Beweise widerlegten) Angaben des Zeugen

Hareter  (auch  im  Parallelverfahren  2C  970/17w),  wonach  das  Seebad  einen

(logischerweise  umsatzabhängigen)  jährlichen  Gewinn  von  rund  EUR  200.000,--

erwirtschaftete, jedoch bei Fortbetrieb Investitionen von rund EUR 10 Mio zu tätigen

wären, wäre für eine Amortisation dieser Investition eine Vertragsdauer von weiteren

50 Jahren erforderlich.  Demgegenüber steht  das nunmehrige  Konstrukt  mit  einem

gesicherten jährlichen Gewinn (da ja überhaupt keine Aufwendungen zu tätigen sind)

und ohne jegliche Verantwortung von zumindest EUR 75.000,-- für die nächsten 10-20

Jahre. Dass für den Zeugen Hareter und auch für den Gemeinderat diese finanziellen

Erwägungen  verlockend  und  überzeugend  waren  und  sie  letztlich  mit  einer

Vertragsbeendigung einverstanden waren,  ist  nachvollziehbar.  Dass die  Gemeinde

das  Seebad  (inklusive  Mobilheimplatz)  aber  nicht  komplett  aufgeben  wollte,  ist

vermutlich politisch motiviert und ebenso nachvollziehbar, ginge doch eine lukrative

Einnahmequelle  dadurch verloren,  ganz ungeachtet  des öffentlichen Interesses an

einer öffentlichen Badeanlage.  Da aber  eine neue Badeanlage von der  Gemeinde

aber nicht finanzierbar war, ist logisch und lebensnah, dass die beklagte Partei als

finanziell  potentere Institution selbst  ein neues Seebad errichten wollte.  Die in der

Präambel des Konstruktes Beil. ./P dargelegten Pläne der beklagten Partei betreffend

die Errichtung der neuen Seebadanlage sind nachvollziehbar und überdies öffentlich

bekannt. Dass hiefür aber eine Beendigung des Pachtvertrages Beil. ./A notwendig

war, ist einleuchtend.

Festzuhalten ist, dass der Zeuge Hareter (Bürgermeister der Gemeinde Breitenbrunn)

bei seiner Einvernahme einen eher ungünstigen Eindruck auf das Gericht machte.

Erkennbar war ihm nicht vollumfänglich bewusst, welche Vereinbarungen er für die
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Gemeinde Breitenbrunn - unter Genehmigung des Gemeinderates – konkret getroffen

hat. Deutlich erkennbar war, dass seine Motivation bei den Vertragsverhandlungen vor

dieser Vereinbarung dahingehend gingen, auf dem finanziellen Sektor „möglichst viel

für  die  Gemeinde  herauszuholen“.  Nachvollziehbar  und  glaubhaft  ist,  dass  der

Bürgermeister  sich  betreffend  der  rechtlichen  Möglichkeiten  Rat  bei  seiner

Rechtsvertretung (zunächst Dr.  Moser,  später HBA Rechtsanwälte)  einholte und er

unter dieser Beratung zum Schluss kam, dass die Vertragsbeendigung die finanziell

bessere Lösung sei. Dies vielleicht auch unter dem Aspekt, dass über die Wirksamkeit

der  Befristung zwar  gestritten  werden könnte  (siehe dazu auch in  der  rechtlichen

Beurteilung), ein jahrelanger Rechtsstreit zwischen den Vertragsparteien aber gerade

nicht gewollt war. Es gibt jedoch keine überzeugenden Beweisergebnisse, dass über

die  Wirksamkeit  der  Befristung  zwischen  der  beklagten  Partei  und  der  Gemeinde

Breitenbrunn tatsächlich eingehender diskutiert worden wäre. Glaubhaft ist auch, dass

diese Rechtsberatung sehr wohl für die Gemeinde „hart verhandelte“, insbesondere

im  Hinblick  darauf,  dass  die  entschädigungslose  Rückstellung  der  Superädifikate

(Stichwort  Investitionskostenersatz)  allenfalls  von  der  beklagten  Partei  nicht

durchgesetzt  werden  hätte  können  bzw.  die  Gemeinde  auch  ein  Vorpachtrecht

betreffend  jedes  einzelnen  –  auf  der  Bestandfläche  befindlichen  –

Subbestandvertrages gehabt hätte und zuvor gefragt hätte werden müssen (für den

Fall  der  direkten  Weiterinbestandgabe),  ob  sie  eintreten  wolle,  was  bei  der

vorliegenden  Anzahl  von  Subbestandnehmern  (va  bei  den  Mobilheimplätzen)  ein

enormer Aufwand gewesen wäre. Dies stellte natürlich bei lebensnaher Betrachtung

nicht  per  se  von  der  Hand  zu  weisende  Verhandlungsargumente  dar.  Alleine  die

Tatsache, dass sich in der Präambel gewisse Klarstellungen finden, bedeuten jedoch

nicht, dass diese Punkte zuvor wirklich strittig waren. Gerichtsbekannt ist, dass über

sehr  vieles  gestritten  werden  kann.  Einerseits  weil  sich  Tatsachen-  und

Rechtsmeinungen  bekanntlich  auch  in  weitem  Maße  unterscheiden  können,

andererseits  weil  durch  ein  Gerichtsverfahren  auch  einfach  nur  Zeit  „gewonnen

werden“  kann.  Es  ist  daher  gerichtsbekanntermaßen  nicht  nur  nachvollziehbar,

sondern geradezu üblich, bei komplexen Rechtsverhältnissen sämtliche auch nur im

entferntesten denkbaren Konstellationen zu erfassen und zu regeln, ohne dass diese

tatsächlich  strittig  sind;  alleine,  um  sie  nicht  strittig  werden  zu  lassen.  Sämtliche

Klarstellungen – sei es, weil zuvor darüber diskutiert wurde und dies „außer Streit“

gestellt werden sollte, sei es, weil es einfach als Wissenserklärung gemeint war oder
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sei es aus sonstigen Gründen – lassen das Gericht weder auf einen  Scheinvertrag

noch auf einen Vertrag, rein um die klagende Partei zu schädigen, schließen.

Dass also in der Präambel (Beil. ./P) die Vertragsbeendigung nochmals ausdrücklich

anerkannt wird, kann vielerlei Gründe haben. Das Gericht ist aber jedenfalls davon

überzeugt, dass sie von beiden Seiten gewünscht war (und ein völlig neuer Vertrag –

laut Beil. ./P – geschlossen werden sollte) und dass jedenfalls nicht der einzige Grund

für die Vertragsbeendigung war, dass man die klagende Partei loswerden wollte.

Lebensnah und besonders nachvollziehbar sind jedoch die finanziellen Erwägungen

des Bürgermeisters dahingehend, dass die Gemeinde die Sanierung des Strandbades

aus eigenen Mitteln  nicht  bewerkstelligen hätte  können (vor  allem im Hinblick  auf

einen  zu  erwartenden  weitaus  höheren  Bestandzins  und  eine  nur  beschränkte

Bestandsdauer) und daher relativ schnell klar war, dass eine weitere Inbestandnahme

des gesamten Areals für die Gemeinde nicht machbar ist.  Was jedoch letztlich die

konkreten  Inhalte  und  einzelnen  Ausgestaltungen  der  Rechte  und  Pflichten  der

Gemeinde aufgrund der Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und der beklagten

Partei waren, welche in der Gemeinderatsitzung Beilage ./P beschlossen wurden, war

dem Zeugen Hareter  erkennbar  nur  äußerst  rudimentär  bewusst,  ebenso was der

genaue Hintergrund des prätorischen Vergleiches bzw. der Nebenvereinbarungen zu

diesem waren. Hier dürfte sich der diesbezüglich eher informationslose Bürgermeister

–  auch mangels  jeglicher  Rechtskunde  -  völlig  auf  seine  Rechtsberater  verlassen

haben.  Der  Zeuge  Hareter  vermittelte  glaubhaft  seine  Situation  „zwischen  zwei

Stühlen“ und dass er keine der beiden Vertragspartner vor den Kopf stoßen wollte und

auch bestrebt war, für beide eine befriedigende Lösung zu erreichen. Auch der Zeuge

Wild spricht äußerst nachvollziehbar davon, dass der Bürgermeister „mit allen gut sein

wollte“  und  sich  „durch  alle  Fronten  durchlavieren  wollte“.  Denselben  Eindruck

gewann  das  Gericht  vom  Zeugen  Hareter.  Im  Hinblick  auf  sein  wohl  begrenztes

juristisches Verständnis und die Komplexität der gegenständlichen Vereinbarungen ist

ihm dies nachvollziehbarer Weise nicht gelungen. Dass der Bürgermeister (und wohl

auch der Gemeinderat) als – für sie relevantes – Ergebnis letztlich sahen, dass die

Gemeinde  praktisch  keinen  Bestandzins  für  die  von  ihr  in  Bestand  genommenen

Mobilheimplätze zu zahlen hatte, keine Aufwendungen hatte, aber fixe Einnahmen aus

den Mobilheimplätzen lukrieren wird, ist nachvollziehbar und ebenso lebensnah. Aus

dem  erkennbar  beschränkten  juristischen  Verständnis  des  Bürgermeisters  vom
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Konstrukt Beil. ./P, seinen „Durchlavierungsversuchen“ und der offensichtlichen und

glaubhaften Unübersichtlichkeit, was die Subbestandnehmer der Gemeinde und auch

die Konsensmäßigkeit der Mobilheime betraf, ist aber auch nachvollziehbar, dass sich

die beklagte Partei  auf  die Informationen des Zeugen Hareter nicht vollumfänglich

verlassen konnte/ wollte und sich auch hier durch entsprechende Bestimmungen im

Vertrag absichern wollte. Dass also die beklagte Partei eine Möglichkeit haben wollte,

konsenswidrige Mobilheime und Subbestandnehmer, mit welchen sie keinen neuen

direkten Vertrag abschloss, nach Vertragsende zu räumen, ist aus Sicht der beklagten

Partei  völlig  logisch  und  plausibel.  Ebenso  logisch  ist,  dass  zum  Zeitpunkt  der

Vereinbarung  Beil.  ./P  (April  2018)  noch  nicht  bekannt  war,  welche

Subbestandnehmer hievon betroffen sein könnten, da ja noch nicht bekannt war, wer

bis dahin selbst räumte, mit wem noch ein direkter Vertrag abgeschlossen würde oder

wer  sich  per  1.1.2019  in  einem  konsenswidrigen  Zustand  befindet.  Auch  war  zu

diesem Zeitpunkt  (Frühjahr  2018)  ja  noch nicht  bekannt,  ob es mit  der  klagenden

Partei vielleicht noch eine Einigung geben würde, zumal die Vergleichsgespräche zu

dieser Zeit noch liefen (vgl dazu auch hg 2C 970/17w).

Die Vereinbarung des symbolischen Bestandzinses sowie die garantierten Einnahmen

aus den Mobilheimen von EUR 75.000,-- basieren nach dem Wortlaut im Konstrukt

laut  Beil.  ./P  auf  der  Vermeidung  eines  Rechtsstreites  über  die  Wirksamkeit  der

Befristung,  auf  der  Abgeltung  des  Vorpachtrechtes  und  eines

Inverstitionskostenersatzes.  Die  Abgeltung  der  Vermeidung  derartiger  möglicher

Streitpunkte ist üblich, rechtlich begründbar und nachvollziehbar. Ein Abschluss dieser

Vereinbarung  zur  Schädigung  der  klagenden  Partei  kann  hingegen  nicht

nachvollzogen  werden,  noch  dazu,  wo  eben  in  diesem  Zeitpunkt  ja  noch

lösungsorientierte Verhandlungen zwischen den Streitteilen und auch der Gemeinde

geführt wurden.

Es  bieten  sich  auch  keine  Anhaltspunkte  dafür,  dass  die  Rechtsvertretung  der

Gemeinde  Breitenbrunn  von  dritter  Seite  bezahlt  wurden,  Direktiven  von  Dritten

bekäme oder das Vertragskonstrukt Beil.  ./P mit  einer angeblichen – ebensowenig

feststellbaren – „Generalbereinigung“ sämtlicher offener Streitigkeiten zwischen der

beklagten Partei und dem Land Burgenland zusammenhängt (wobei selbst dies nicht

auf eine Absicht der Schädigung der klagenden Partei schließen ließe, sondern eben

auf den Zweck der Einigung). Es gibt außer den Vermutungen der klagenden Partei
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keine  Anhaltspunkte  hiefür.  Auch  die  Tatsache,  dass  dieselbe  Rechtsvertretung

sowohl  für die Gemeinde Breitenbrunn als auch für das Land Burgenland einschreitet,

stellte keinen überzeugenden Anhaltspunkt dar.

Was  die  vereinbarten  Kosten  der  Räumung  („Abbruchkosten“)  betrifft,  ist  auf  die

diesbezüglichen Urkunden zu verweisen, welche in mehrere Richtungen interpretiert

werden  könnten.  Auch  die  Zeugen  machten  in  diesem  Punkt  unterschiedliche

Angaben  bzw  verstanden  die  Vereinbarungen  unterschiedlich.  Zu  erwähnen  ist

allerdings, dass die Vereinbarung  „die Stiftung (beklagte Partei) hat die Kosten zu

tragen“  genau  genommen  nichts  darüber  aussagt,  wer  (zunächst)  zur  Räumung

verpflichtet ist (bei allenfalls nachfolgendem Kostenersatz durch die beklagte Partei).

Es sind aber auch allenfalls hier vorliegende Diskrepanzen in der Formulierung nicht

geeignet, in der Vereinbarung laut Beil. ./P ein Scheingeschäft oder eine Vereinbarung

mit der alleinigen Absicht der Schädigung der klagenden Partei zu sehen. Es kann

daher auch dahingestellt bleiben, wer letztlich die Kosten zu tragen hat, weil für das

Gericht eben feststeht, dass diese konkrete Vereinbarung zu den Kosten – wieimmer

sie gemeint war – nicht den Zweck haben sollte, die Abbruchkosten auf die klagende

Partei zu überwälzen (welche ja auch gar nicht durch eine Vereinbarung zwischen der

beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn verpflichtet werden könnte).

Nachvollziehbar ist, dass sich der Bürgermeister letztlich den ebenso verständlichen

Wünschen der  beklagten Partei  auf  Abschluss des prätorischen Vergleiches fügte,

zumal  ihm  wohl  (auch  von  Seiten  seiner  eigenen  Rechtsvertretung)  klargemacht

wurde,  dass  im  Fall  der  Weigerung  ein  allenfalls  kosten-  und  zeitintensives

Gerichtsverfahren mit der Gefahr eines negativen Ausganges drohen könnte. Für das

Gericht ist es glaubhaft und ohne Zweifel, dass es der beklagten Partei bei Abschluss

des  prätorischen  Räumungsvergleiches  nicht  nur  allein  um  die  „Vernichtung  der

klagenden Partei“ ging, sondern sowohl um die Räumung/ Entfernung der Bauwerke

der klagenden Partei als auch darum, die Möglichkeit zu haben, gegen sonstige – in

sehr großer Zahl vorhandene - Subbestandnehmer vorgehen zu können für den Fall,

dass eben ein konsensmäßiger Zustand bzw. eine allfällige Vereinbarung über den

31.12.2018 hinaus nicht zustandekommt. Nachvollziehbar ist hier auch eine politische

Motivation  des  Bürgermeisters,  welcher  nicht  mehrere  hundert  Mobilheimverträge

aufkündigen wollte und daran interessiert war, dass die beklagte Partei neue Verträge

mit den Mobilheimbesitzern abschließt. Hier konnten insbesondere die Zeugen Beck,
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Wild und Grün, aber auch der Zeuge Janisch nachvollziehbar und glaubhaft darlegen,

dass es durchaus mehrere Problemobjekte (va konsenswidrige Mobilheime) auf der

von der Gemeinde Breitenbrunn insgesamt in Bestand genommenen Fläche gab (der

Zeuge Hareter sprach sogar von etwa 200) und man nachvollziehbarer Weise nicht

gegen  jeden  einzelnen  (problematischen)  Subbestandnehmer  gerichtlich  mittels

Räumungsklage  vorgehen  wollte.  An  dieser  Stelle  ist  auch  festzuhalten,  dass  mit

Ausnahme des bereits oben beschriebenen Zeugen Hareter jede der vernommenen

Personen um die Wahrheit bemüht schien und nach bestem Wissen und Gewissen

seine Wahrnehmungen und Sichtweisen schilderte. Jeder erweckte einen glaubhaften

Eindruck,  wenngleich  sämtliche  vernommenen  Juristen  logischerweise  erkennbar

darauf bedacht waren, keine für ihren Standpunkt ungünstigen Angaben zu machen.

Dennoch geht  das Gericht  im Generellen  vom Wahrheitsgehalt  der  vernommenen

Zeugen und des Obmannes der klagenden Partei aus – soweit diese eben eigene

Wahrnehmungen zu den Geschehnissen hatten.

Dass  die  beklagte  Partei  und  die  Gemeinde  Breitenbrunn  den  rechtlich  eben  zur

Verfügung  stehenden  Weg  eines  prätorischen  Vergleiches  wählten,  ist  durchaus

nachvollziehbar, und zwar sowohl aus ökonomischen und politischen, als auch aus

rechtlichen Erwägungen. Dass es bei diesem Räumungsvergleich natürlich auch um

die Möglichkeit zur Räumung der klagenden Partei ging, ist nicht von der Hand zu

weisen und einleuchtend, zumal die klagende Partei der beklagten Partei und auch

der Gemeinde Breitenbrunn zu diesem Zeitpunkt (und zwar vor allem im November

und Dezember 2018) ja deutlich zu erkennen gegeben hat,  diese Liegenschaft nicht

bis zum 31.12.2018 räumen zu wollen. Es war nach Überzeugung des Gerichtes aber

nicht so, dass es der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn bei Abschluss

des Räumungsvergleiches bzw. den folgenden Exekutionsanträgen  einzig und allein

darum gegangen  wäre,  „Fakten  zu  schaffen“,  um die  klagenden  Partei  –  wie  sie

vorbringt - „zu vernichten“ bzw ihr die Möglichkeit zu nehmen, sich zu wehren und

auch nicht  rein  zu dem Zweck,  diese zu schädigen.  Es ist  aber  sehr  wohl  davon

auszugehen,  dass  es  der  beklagten  Partei  dezidiert  auch  darum  ging,  ihren

Räumungsanspruch  durchzusetzen  und  dass  sie  eine  dadurch  allenfalls  allenfalls

verursachte Schädigung der klagenden Partei natürlich in Kauf genommen hat bzw.

hätte.  Dies  bedeutet  aber  nicht,  dass  alleiniger  Zweck  der  ganzen  Aktion  die

Vernichtung der klagenden Partei war.
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Dass nicht alle vom Wortlaut des prätorischen Vergleiches mitumfassten Flächen (bzw

Subbestandnehmer) auch tatsächlich geräumt werden sollten, ruft beim erkennenden

Gericht keine Bedenken hinsichtlich der Gewolltheit des Vergleichsinhaltes hervor. Es

ist  durchaus nachvollziehbar,  dass aus Einfachheits-  bzw Zweckmäßigkeitsgründen

nicht die konkreten von der Ausnahme betroffenen Flächen dezidiert in den Vergleich

aufgenommen  wurden.  Dies  umso  mehr,  als  zum  Zeitpunkt  des

Vergleichsabschlusses ja  noch  nicht  einmal  bekannt  war,  welche  Flächen  letztlich

tatsächlich zu räumen sein werden (der Räumungstitel ist ja 6 Monate exekutierbar).

Dies betraf  insbesondere  einzelne (konsenswidrige)  Mobilheimplätze bzw allenfalls

noch unbekannte Subbestandnehmer. Dass man sich hier im Vergleich (noch) nicht

festlegen  wollte,  ist  nachvollziehbar  und  nicht  geeignet,  Zweifel  am  festgestellten

Vergleichszweck  hervorzurufen.  Aber  auch  die  Tatsache,  dass  unmittelbar  im

Zusammenhang  mit  dem  Vergleichsabschluss  auch  der  Sideletter  (Beil.  ./28)

abgeschlossen wurde, kann derartige Zweifel nicht hervorrufen. Aus der langjährigen

Berufserfahrung der erkennenden Richterin ist bekannt und durchaus nicht unüblich,

dass  komplizierte  Ausnahmen  oder  Nebenabreden  zu  (oft  einfach  gehaltenen)

Vergleichen geschlossen werden. Im Hinblick auf die komplizierten Regelungen im

Bestandvertrag vom April 2018, welche die Ausnahmen festlegen, ist dies auch hier

nicht verwunderlich. Selbst wenn man diesen Sideletter im Zusammenhang mit dem

prätorischen  Vergleich  dahingehend  auslegen  würde,  dass  betreffend  der  im

Sideletter  beschriebenen Ausnahmen die  Vergleichsparteien nicht  das abschließen

wollten,  was  im  Vergleichstext  aufscheint,  kann  aber  daraus  nicht  der  Schluss

gezogen werden, dass auch der restliche Vergleich nicht gewollt gewesen wäre. Über

die  Kostentragung ist  im Vergleich  und im Sideletter  im Übrigen nichts  vereinbart

worden. Das Gericht ist davon überzeugt, dass die beklagte Partei und die Gemeinde

Breitenbrunn jedenfalls einen Räumungstitel betreffend aller Flächen, die im Sideletter

nicht  als  Ausnahmen  beschrieben  wurden,  schaffen  wollten.  Solche  Ausnahmen

waren einerseits  die  gemeindeeigenen Superädifikate wie  Restaurant  und sanitäre

Nebengebäude (welche explizit erwähnt wurden), und jene Superädifikate, betreffend

derer  ein  eigener  Vertrag  mit  der  beklagten  Partei  geschlossen  wird  (dies  war

logischerweise zum Zeitpunkt der Vereinbarung laut Beil. ./P und allenfalls auch des

prätorischen  Vergleiches  noch  nicht  bekannt  (Stichwort:  unbekannte

Subbestandnehmer)),  wenn ein konsensmäßiger Zustand vorliegt (dies war ebenso

nachvollziehbar  weder  zum  Zeitpunkt  der  Vereinbarung  laut  Beil.  ./P  noch  des
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prätorischen  Vergleiches  abschließend  bekannt).  Einleuchtend  ist  daher,  dass  der

Räumungsvergleich über sämtliche Flächen geschlossen wurde. Selbst wenn man die

gemeindeeigenen Sanitäranlagen und das Restaurant bereits im Vergleich dezidiert

herausnehmen  hätte  können,  erscheint  der  gewählte  Vergleichstext  im

Zusammenhang mit dem Sideletter dennoch einleuchtend und unkomplizierter, als alle

möglichen Ausnahmen bereits in den Vergleichstext aufzunehmen. Die Gefahr einer

allfälligen  nicht-Exekutierbarkeit  wäre  bei  einem  komplizierten  Vergleichstext

erfahrungsgemäß  größer  und  es  ist  verständlich,  dass  hier  der  Weg  einer

unkomplizierten  Formulierung  und  einer  Nebenvereinbarung  gewählt  wurde.

Jedenfalls ist diese Formulierung im Zusammenhang mit dem Sideletter auch nicht

geeignet, begründete Zweifel an der prinzipiellen Gewolltheit dieser Vergleiches – und

dabei  jedenfalls  und  völlig  unzweifelhaft  betreffend  jener  Bereiche,  die  nicht  im

Sideletter ausgenommen wurden - zu erwecken. Dies betrifft daher jedenfalls auch –

aber nicht nur – die von der klagenden Partei benutzten Flächen, welche die beklagte

Partei  zwecks  Durchführung  ihres  Bauvorhabens  logischerweise  geräumt  haben

wollte.  Es  kann  daher  keine  Rede  davon  sein,  dass  der  prätorische

Räumungsvergleich  nur  zum  Schein  geschlossen  wurde.  Aber  selbst  wenn  die

beklagte Partei einzig und allein die klagende Partei räumen hätte wollen (und auch

der prätorische Vergleich sich nur auf diese Fläche bezogen hätte),  würde dies ja

auch  nicht  für  ein  Scheingeschäft  sprechen:  auch  hier  wäre  die  Absicht  und  der

angestrebte Zweck der beklagten Partei eindeutig und einleuchtend: eine geräumte

Fläche übergeben zu erhalten.

Auch  die  behauptete  Schädigungsabsicht  bei  Vergleichsabschluss  liegt  nach

Überzeugung des Gerichtes nicht vor. Es ist nicht glaubhaft und auch nicht lebensnah,

dass es der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn einzig darauf ankam,

die klagende Partei zu schädigen bzw der Vergleich nur zum Zweck der Schädigung

abgeschlossen  wurde.  Natürlich  ist  davon  auszugehen,  dass  beiden

vergleichsschließenden Teilen bewusst war, dass bei Exekution des Vergleiches der

klagenden Partei ein enormer Schaden entstehen wird. Dieses Bewusstsein und das

Inkaufnehmen ist aber nicht dasselbe wie eine gerade (und nur) auf die Schädigung

abzielende  Handlung.  Sonst  könnte  sich  ja  jedermann  gegen  eine  exekutive

Rechtsdurchsetzung  wehren,  die  nachteilig  für  ihn  wäre  (was  eine  zwangsweise

Rechtsdurchsetzung  aus  Sicht  des  Verpflichteten  meistens  ist).  Wie  aus  dem

Beweisverfahren eindeutig  und überzeugend hervorgeht,  gab es auch seit  langem
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viele  Gespräche  und  diverse  Angebote  über  ein  weiteres  Zusammenarbeiten

zwischen den Streitteilen, der Gemeinde Breitenbrunn, unter Einbeziehung diverser

politischer  und  sportlicher  Vermittlungspersonen,  alleine  man  konnte  sich  nicht

einigen. Daraus erhellt  aber auch, dass es der klagenden Partei  von Anbeginn an

nicht  darum  ging,  die  klagende  Partei  zu  schädigen,  loszuwerden  oder  gar  zu

vernichten,  sondern  dass  sie  durchaus  ein  Interesse  an  der  Fortführung  des

Segelsportes hat, wie dies der Zeuge Wild auch plausibel darlegte und wie es auch in

Beil. ./P beschrieben wird. Dass sie aber – nach und trotz Scheitern dieser Gespräche

- ihre Pläne für das Seebad realisieren wollte und dafür geräumte Flächen benötigte

und darum auch exekutiv durchsetzen wollte, ist der beklagten Partei nicht als reine

Schädigungsabsicht zu unterstellen. Ebensowenig die Tatsache, dass dies alles rund

um den Jahreswechsel 2018/2019 recht schnell ging. Im Hinblick auf den geplanten

Baubeginn im Frühjahr 2019 (und allenfalls auch pikiert ob des jüngsten fordernden

und offensiven Auftretens seitens der klagenden Partei) ist nicht ersichtlich, warum die

beklagte Partei mit einer Räumung weiter zuwarten hätte sollen, etwa bis klagende

Partei die geeigneten rechtlichen Schritte (für ihren Prozessstandpunkt) unternimmt

bzw warum sie überhaupt selbst einen Prozess gegen die klagende Partei anstrengen

hätte  sollen.  Dass  sie  hier  den  einfacheren  rechtlich  möglichen  Weg  eines

prätorischen  Vergleiches  mit  dem Hauptbestandnehmer  nahm,  ist  daher  durchaus

nachvollziehbar  und nach Überzeugung  des Gerichtes  nicht  Ausfluss  einer  reinen

Zerstörungsabsicht.  Dasselbe  gilt  auch  für  die  zuletzt  nicht  (mehr)  vorhandene

Kooperationsbereitschaft der beklagten Partei (bzw der Gemeinde Breitenbrunn). Die

verweigerten Auskünfte bzw die ablehnende Haltung zu den Akteneinsichtsanträgen

der  klagenden  Partei  entsprechen  zwar  nicht  einem  freundschaftlichen

Gesprächsklima und basieren vielleicht  auch tatsächlich  darauf,  dass die  beklagte

Partei  einfach  keinerlei  Entgegenkommen  gegenüber  der  klagenden  Partei  mehr

aufbringen  wollte.  Auch  falls  die  beklagte  Partei  (und  auch  die  Gemeinde

Breitenbrunn)  es  der  klagenden  Partei  durch  die  fehlende  Informationsweitergabe

tatsächlich erschweren wollten,  vom prätorischen Vergleich und von der Einleitung

des  Exekutionsverfahrens  Kenntnis  zu  erlangen,  etwa  um  einen  Zeitvorsprung

herauszuholen und vielleicht sogar tatsächlich mit dem Hintergedanken, durch den

Exekutionsvollzug „vollendete Tatsachen zu schaffen“, so wäre selbst daraus dennoch

nicht darauf zu schließen, dass dies zu dem alleinigen Zweck geschah, die klagende

Partei zu vernichten und zu schädigen. Es ist davon auszugehen und für das Gericht
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unzweifelhaft, dass selbst in diesem Fall die dahinterstehende Absicht war, die für die

Realisierung des Bauvorhabens notwendigen Flächen (und damit jene, welche von

der klagenden Partei benutzt werden) geräumt übergeben zu erhalten (ebenso wie

eine weitere Absicht, jene Flächen räumen zu können, auf welchen konsenswidrige

Mobilheime stehen oder welche von Subpächtern benutzt wurden, mit welchen keine

neuen  Verträge  abgeschlossen  werden  sollten  bzw  auf  welchen  ebenso  gebaut

werden sollte.) Auch wenn die Exekution letztlich zwangsläufig und logischerweise mit

der  Zerstörung  der  Einrichtungen  der  klagenden  Partei  (und  nicht:  der  klagenden

Partei  selbst)  verbunden  ist,  war  nach  Überzeugung  des  Gerichtes  der  alleinige

Zweck aber eben nicht die Zerstörung der Einrichtungen sondern die Räumung der

Flächen. Die Tatsache, dass von der Exekution letztlich nur die Flächen der klagenden

Partei  betroffen waren, basiert nachvollziehbar eben darauf, dass es mit  sonstigen

Überbauten  für  die  beklagte  Partei  keine  Probleme  (mehr)  gegeben  hat,

beispielsweise  weil  der  konsensmäßige  Zustand  hergestellt  wurde  oder  die

Überbauten freiwillig geräumt wurden.

Aus  keiner  der  vorgelegten  Urkunden  geht  hervor,  dass  die  gegenständlichen

Superädifikate bzw. Anlagen unter Zuhilfenahme einer öffentlichen Wohnbauförderung

errichtet  wurden.  Für  das  Gericht  ergaben  sich  keine  nachvollziehbaren

Anhaltspunkte, dass dem tatsächlich so gewesen wäre; eine Wohnbauförderung für

derartige Bauwerke wäre überdies nicht gesetzeskonform gewesen und ist daher nicht

glaubhaft.

Auch  wenn  aus  dem  Gemeinderatsprotokoll  Beil.  ./P  (irgend)eine  Änderung  der

Flächenwidmung hervorgeht, kann nicht ohne Weiteres darauf geschlossen werden,

dass  dies  auch  die  im  Konstrukt  Beil.  ./P  erwähnten  Änderungen  des

Flächenwidmungsplanes  bzw  Bebauungsplanes  darstellt,  weshalb  eine

Negativfeststellung zu treffen war.

Es  ist  für  das  Gericht  glaubhaft,  dass  die  Nebenintervenientin  Eigentümerin  der

festgestellten Kabane ist. Dies geht aus der vorgelegten Urkunde hervor und gibt es

keine  dagegensprechenden  Anhaltspunkte.  Auch  im  hg  Verfahren  2C 970/17w,  in

welchem die  Nebenintervenientin  als  solche  beigetreten  ist,  wurden  ergaben  sich

keine Anhaltspunkte, die gegen eine Eigentümerschaft sprechen würden.
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Hingegen waren die übrigen Beweisanträge der Nebenintervenientin und auch das im

Spruch  zitierte  neue  Vorbringen  wegen  grob  schuldhafter  Verspätung  und

Verschleppungsabsicht zurückzuweisen. Ein Nebenintervenient hat das Verfahren in

dem Stadium anzunehmen, in dem es sich zum Zeitpunkt seines Beitrittes befindet.

Durch  eine  Durchführung  der  neuen  Beweisanträge  der  Nebenintervenientin  wäre

aber ein weiterer Verhandlungstermin erforderlich geworden, weshalb jedenfalls von

einer  erheblichen  Verzögerung  des  Verfahrens  auszugehen  ist.  Eine  vernünftig

handelnde Nebenintervenientin wäre schon früher beigetreten und hätte rechtzeitig

Vorbringen erstattet und Beweisanträge gestellt.

Der Beweisantrag der klagenden Partei auf neuerliche ergänzende Einvernahme des

Zeugen  Janisch  war  zurückzuweisen,  da  dieser  über  seine  Wahrnehmungen  und

Kenntnisse bereits ausgesagt hat und das Beweismittel daher durchgeführt wurde.

Rechtlich folgt:

Mit der Klage nach § 37 EO macht ein Dritter an einem Gegenstand, der von einer

Exekution betroffen ist, oder an Zubehör zu der in Exekution gezogenen Liegenschaft

materielle Rechte geltend, die die Exekution unzulässig machen. Von der Exekution

betroffen  ist  jeder  Gegenstand,  auf  den  sich  exekutive  Maßnahmen  auswirken.

Grundsätzlich kommt als Exszindierungsgrund jedes Recht des Klägers in Betracht,

das  die  Exekution  unzulässig  macht.  Das  gilt  sowohl  für  dingliche  als  auch  für

obligatorische  Rechte.  Bei  der  Beurteilung,  ob  im  Einzelfall  das  Recht,  das  als

Exszindierungsgrund geltend gemacht wird, tatsächlich durch die Exekutionsführung

beeinträchtigt  wird,  ist  auf  die  Gestaltung  dieses  Rechtes  in  seiner  Gesamtheit

Bedacht zu nehmen (vgl Jakusch in Angst, EO4, §37 RZ 7ff).

Bestandrechte sind zwar  obligatorische Rechte,  doch hat  die  Mietengesetzgebung

eine Art der Verdinglichung bewirkt, die auch in der Rechtsprechung zu § 37 EO ihren

Niederschlag findet. Der Mieter einer unbeweglichen Sache ist danach ähnlich einem

dinglich Berechtigten  zum Widerspruch gegen jede Exekution berechtigt,  die  nicht

aufgrund eines Exekutionstitels geführt wird, der gegen ihn gerichtet ist, wenn sie in

seine Rechtsstellung eingreift.  Das ist insbesondere bei Räumungsexekutionen der

Fall,  wenn  der  Exszindierungswerber  ein  Benützungsrecht  an  der  zu  räumenden

Liegenschaft nicht vom Verpflichteten ableitet, sondern  kraft eigenen oder von einer
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anderen  Person  abgeleiteten Bestandrechtes  zur  Benützung  berechtigt  ist.  Der

Untermieter, der sein Benützungsrecht vom Verpflichteten ableitet, ist entsprechend

diesem Grundsatz in der Räumungsexekution, die gegen den Verpflichteten geführt

wird,  nicht zur  Exszindierung  berechtigt,  es  sei  denn,  er  macht  als

Exszindierungsgrund geltend,  die  der  Exekution  gegen den Hauptmieter  zugrunde

liegende Kündigung sei nur zum Schein erfolgt (Jakusch aaO, RZ 27f mwN).

Im  vorliegenden  Fall  stützt  sich  die  klagende  Partei  zusammengefasst  auf  zwei

Argumente:

1.  Es  sei  ein  direkter  Bestandvertrag  zwischen  der  klagenden  Partei  und  der

beklagten  Partei  (sohin  zwischen  dem  Bestandgeber  und  dem  vermeintlichen

Unterbestandnehmer)  geschlossen  worden.  Die  klagende  Partei  habe  auch

abgeleitete Bestandrechte am Clubgelände, welche gegenüber der beklagten Partei

durchsetzbar und gültig seien.

2.  Der  der  Exekution  zugrundeliegende  Exekutionstitel  (prätorischer  Vergleich)  sei

zwischen der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn a) nur zum Schein

abgeschlossen worden und b) „kollusiv“ zustandegekommen.

Zu 1.):

Gem. § 568 ZPO sind  alle  gegen den Bestandnehmer  erwirkten  Aufkündigungen,

Aufträge, Entscheidungen und Verfügungen, welche das Bestehen oder die Auflösung

eines Bestandvertrages über einen der im § 560 bezeichneten Gegenstände betreffen

(so auch Vergleiche), auch gegen den Afterbestandnehmer wirksam und vollstreckbar,

sofern  nicht  ein  zwischen  dem  Afterbestandnehmer  und  dem  Bestandgeber

bestehendes Rechtsverhältnis entgegensteht.

Zu prüfen ist nunmehr, ob es ursprünglich oder im Laufe der Zeit zu einem Abschluss

eines direkten Bestandvertrages zwischen der klagenden und der beklagten Partei

gekommen  ist.  Nach  den  Feststellungen  war  dies  aber  weder  anlässlich  des

Abschlusses  des  „Subpachtvertrages“,  noch  anlässlich  der

Verrechnungsvereinbarung,  noch  anlässlich  der  Vereinbarung  des

Ergänzungsbetrages oder zu einem späteren Zeitpunkt der Fall.

Für  das  Zustandekommen  eines  Vertrages  bedarf  es  zweier  (oder  mehrerer)

übereinstimmender  Willenserklärungen.  Konsens  liegt  nur  vor,  wenn  die  von  den
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Parteien  abgegebenen  Willenserklärungen  übereinstimmen.  Maßgebend  für  die

Frage, ob Willensübereinstimmung erzielt wurde, ist der objektive Erklärungswert, dh

wie die Erklärung unter Berücksichtigung aller Umstände objektiv verstanden werden

musste. Der objektive Erklärungswert  ist  dort irrelevant,  wo sich die Parteien einig

sind. Es gilt  dann ihr übereinstimmender Wille, gleichgültig, ob die Ausdrucksmittel

diesen  Willen  nach  objektiven  Kriterien  zutreffend  wiedergeben.  Besteht  ein  vom

objektiven  Erklärungswert  abweichender  natürlicher  Konsens,  so  gilt:  falsa

demonstratio non nocet.

Bei der Auslegung eines Vertrages ist zunächst vom Wortsinn seiner gewöhnlichen

Bedeutung  auszugehen,  es  ist  jedoch  auch  nach  dem Willen  beider  Parteien  zu

forschen, dh die dem Erklärungsgeber erkennbare und von ihm widerspruchslos zur

Kenntnis  genommene  Absicht  des  Erklärenden.  Die  Parteien  müssen  nämlich  für

einen  Vertragsabschluss  einen  Geschäftswillen  haben,  dh  rechtliche  Wirkungen

auslösen wollen. Zwar muss nicht jede einzelne Rechtsfolge gewollt sein, die durch

das  Rechtsgeschäft  ausgelöst  wird.  Es  genügt  aber,  dass  Rechtswirkungen

hervorgerufen werden sollten und klar ist, dass diese auch durch behördlichen Zwang

durchgesetzt werden können. Es darf also nicht erkennbar das Bewusstsein fehlen,

Rechtsfolgen auszulösen. E contrario kann aber auch nicht der feststehende Wille zu

einem (von keiner Seite gewollten) diametral entgegenstehenden Vertragsabschluss

führen. Dies wäre bei Annahme eines Abschlusses eines direkten Bestandvertrages

zwischen der klagenden und der beklagten Partei aber der Fall. Tatsächlich steht in

der  vorliegenden  Konstellation  kein  dem  objektiven  Erklärungswert  der  Urkunden

entgegensprechender tatsächlicher Wille (auch nur einer der – drei - Vertragsparteien)

fest.  Der  objektive  Erklärungswert  sämtlicher  Urkunden  ist  eindeutig  auf  den

Abschluss  (und  die  Beibehaltung)  eines  (Haupt-)Bestandvertrages  zwischen  der

beklagten  Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  und  eines  Subbestandvertrages

zwischen der Gemeinde Breitenbrunn und der klagenden Partei gerichtet gewesen.

Das Argument, die essentialia negotii  betreffend eines direkten Vertrages zwischen

dem Grundeigentümer und der noch zu gründenden klagenden Partei seien bereits

bei Abschluss des (Haupt) Bestandvertrages vorgelegen und hätten dadurch zu einem

direkten  Vertrag  geführt,  ist  nicht  zielführend.  Wenn  eine  Vertragspartei  gar  nicht

existiert, kann auch von dieser kein Wille erklärt werden bzw kann es auch nicht zu

einer Willensübereinkunft kommen.
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Der  Annahme  eines  direkten  Vertragsabschluss  anlässlich  des  Abschlusses  des

Subbestandvertrages steht der  eindeutig erklärte Wille der drei Vertragsparteien auf

Abschluss einerseits eines Haupt- und andererseits eines Subbestandvertrages (mit

sogar ausdrücklichem Ausschluss eines direkten Bestandverhältnisses zwischen den

Streitteilen) entgegen. Ein gegenteiliger Wille steht hingegen nicht fest.  Punkt XI des

Pachtvertrages Beil.  ./A ist  natürlich auch auf  die  klagende Partei  anwendbar.  Sie

bestätigt in ihrem Vertrag Beil. ./B (dass eine Bestimmung in diesem Vertrag nicht auf

sie selbst anzuwenden sei, ist nicht nachvollziehbar), sämtliche Bestimmungen des

Pachtvertrages  Beil.  ./A zu  kennen.  Auch  wenn  im  Vertrag  Beil.  ./A bereits  eine

Beschreibung der von ihr zu benutzenden Fläche aufscheint (Punkt I lit d), so ist der

Schluss, dass andere Punkte des Hauptvertrages Beil. ./A (die andere Inhalte regeln)

für sie – trotz der Vereinbarung in Punkt XI des Vertrages Beil. ./B - nicht anwendbar

wären oder für sie nicht gelten, verfehlt. Eine speziellere Norm liegt nur vor, wenn ihr

Tatbestand  über  alle  Merkmale  der  allgemeinen  Norm  verfügt  und  diese

demgegenüber  noch  mindestens ein  weiteres  Merkmal  enthält.  Dies  liegt  bei  den

Bestimmungen in Punkt I lit d, Punkt III 2. Absatz und Punkt XI der Beil. ./A nicht vor.

An  dieser  Stelle  ist  auch  darauf  hinzuweisen,  dass  das  im Pachtvertrag  Beil.  ./A

vereinbarte  Vorpachtrecht  diesem  eindeutig  erklärten  Willen  auch  in  rechtlicher

Hinsicht nicht entgegensteht: Punkt II des Pachtvertrages (Beil. ./A) besagt ua: „Der

Pächterin  wird  nach  Beendigung  der  Vertragsdauer  das  Vorpachtrecht  am

Vertragsobjekt dergestalt eingeräumt, dass sie binnen 4 Wochen nach geschehener

Aufforderung  ihren  Eintritt  in  einen  neuen  Pachtvertrag  zu  den  vom  günstigsten

Bewerber genannten Bedingungen schriftlich erklären kann.“ Wie der Name bereits

sagt, handelt es sich dabei um ein Recht (der Gemeinde Breitenbrunn) und nicht um

eine  Pflicht  derselben.  Die  Ausübungsmöglichkeit  eines  solchen  Rechts  kann

überhaupt erst dann zum Tragen kommen, wenn seitens des Bestandgebers nach

Beendigung des Bestandverhältnisses ein neuer Bestandvertrag (mit einem Dritten)

geschlossen  wird.  Der  von  der  klagenden  Partei  in  diesem  Zusammenhang

angesprochene Kündigungsverzicht (Beil. ./B, Punkt III) besagt, dass die Gemeinde

Breitenbrunn  auf  ihr  Kündigungsrecht  gegenüber  der  klagenden  Partei  (zu  jedem

Kalenderjahresende)  solange  verzichtet,  als  „ihr  Pachtvertrag  oder  ein  sinngemäß

gleiches Abkommen mit dem Grundeigentümer aufrecht ist“. Dies wiederum bedeutet,

dass  die  Gemeinde  Breitenbrunn  hiermit  der  klagenden  Partei  zusagt,  ihr

Subbestandverhältnis mit der klagenden Partei nicht aufzulösen, solange ihr (Haupt-)
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Bestandverhältnis mit der beklagten Partei (oder ein sinngemäß gleiches Abkommen)

aufrecht ist. Aus diesen Bestimmungen folgt aber weder, dass die beklagte Partei sich

verpflichtet  hätte,  die  Flächen  auch  über  das  vereinbarte  Vertragsende  hinaus

jedenfalls an die Gemeinde Breitenbrunn zu verpachten, noch, dass die Gemeinde

Breitenbrunn sich verpflichtet  hätte,  diese Flächen auch weiterhin  zu pachten.  Ein

Recht  der  klagenden Partei  auf  Abschluss  oder  Beibehaltung  irgendwelcher

Bestandverhältnisse zwischen der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn

(oder gar darauf aufbauende direkte Rechte der klagenden Partei gegen die beklagte

Partei)  folgt  aus  diesen  Bestimmungen  aber  überhaupt  nicht,  ebensowenig  eine

nachvollziehbare Begründetheit einer Vertrauenslage auf ein unter-allen-Umständen-

Weiterbestehen des Hauptbestandverhältnisses. Selbst bei weitester Auslegung des

Vorpachtrechtes im Zusammenhang mit dem Kündigungsverzicht bleibt es ein Recht

(und  selbst  dies  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen)  und keine  Verpflichtung,

sodass  hieraus  kein  dem  erklärten  vereinbarten  Vertragsende  vom  31.12.2018

entgegenstehender Wille interpretiert werden kann.

Auch  anlässlich  der  Verrechnungsvereinbarung  gab  es  nach  den  Feststellungen

keinen Willen, einen neuen (direkten) Vertrag abzuschließen oder die Vertragsparteien

„auszutauschen“.  Dass  die  Bezahlung  der  vertraglich  vereinbarten Wertsicherung

eingefordert  wurde,  kann nicht  als  „Abänderung des  geschuldeten  Bestandzinses“

gewertet werden. Die Gemeinde hat im Übrigen den Bestandzins im gleichen Ausmaß

wie ihr vorgeschrieben weiterverrechnet.  Ein früherer Verzicht der beklagten Partei

oder  der  Gemeinde  auf  die  Einforderung  dieser  Wertsicherung  wurde  weder

behauptet  noch  gibt  es  Anhaltspunkte  dafür.  Der  Grund,  warum  zuvor  die

Wertsicherung noch nicht eingefordert wurde, kann auch darin liegen, dass es zuvor

noch  zu  keiner  entsprechenden  Indexsteigerung  gekommen  ist,  kann  aber

dahingestellt  bleiben. Jedenfalls stellt  die Einforderung der Vertragszuhaltung keine

Änderung  der  Vereinbarung  dar.  Die  Verwendung  des  Hausverwalterprogrammes,

welches eine Vorschreibung an Subbestandnehmer (an die aus Einfachheitsgründen

direkt verrechnet wird) nicht kennt und daher „Miete/ Pacht“ vorschreibt anstelle eines

„Sub“bestandzinses  (ohne  dass  hier  irgendeine  rechtsgeschäftliche  Erklärung

abgegeben werden soll), kann weder am festgestellten Willen der Parteien noch an

den Rechtsfolgen etwas ändern.
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Auch  anlässlich  der  Vereinbarung  des  „Ergänzungsbetrages“  war  der  festgestellte

Wille  aller  drei  Vertragsparteien  auf  eine  Vertragsanpassung  der  ursprünglichen

Verträge und nicht auf den Abschluss eines neuen, direkten Vertrages zwischen den

Streitteilen gerichtet. Dass die Gemeinde nie das Bestandobjekt beansprucht hat, ist

auf  ihre  Subbestandgeberpflichten  zurückzuführen  und  nicht  auf  eine  konkludente

Aufgabe ihrer Hauptbestandrechte und Subbestandpflichten.

Für ein direktes Vertragsverhältnis zwischen den Streitteilen fehlte im vorliegenden

Fall sohin nicht nur das Bewusststein, sondern stand dem auch der erklärte Wille aller

Beteiligten  entgegen.  Um mit  den  Vergleichen  der  klagenden Partei  zu  sprechen:

wenn  eine  Person  einem  Bettler  eine  Münze  borgen  will  oder  etwa  nur  zum

Anschauen überreicht und dem Bettler die Absicht des Übergebenden bewusst ist,

kommt auch dann kein Schenkungsvertrag zustande,  wenn der  Bettler  dies gerne

hätte (wobei nicht einmal ein Wille der klagenden Partei auf Abschluss eines direkten

Bestandvertrages mit der beklagten Partei  festgestellt  werden konnte). Ein direktes

Bestandverhältnis  zwischen der  klagenden und der  beklagten Partei  kam also nie

zustande, weshalb die Exekution aus diesem Grund nicht unzulässig ist.

Die klagende Partei stützt sich weiters darauf, „abgeleitete Bestandrechte“ zu haben.

Dabei wird einerseits ein Eintritt der beklagten Partei in die Rechtsposition (nämlich

die (Sub-) Bestandgeberposition) der Gemeinde Breitenbrunn aufgrund der Auflösung

des Hauptbestandvertrages konstruiert. Diese Herleitung ist allerdings nicht zulässig.

Im Subbestandvertrag Beil. ./B wurde vereinbart (Punkt III):

„Für den Fall, dass die Gemeinde Breitenbrunn ihr Pachtrecht mit Zustimmung des

Grundeigentümers an einen Dritten überträgt, ist die Gemeinde verpflichtet, die aus

dem gegenwärtigen  Subpachtvertrag  resultierenden  Rechte  und  Pflichten  auf  den

Pacht- und Benützungsnachfolger rechtsverbindlich zu übertragen“.

Zunächst  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Gemeinde  Breitenbrunn  im  Konstrukt

Beil. ./P ihr Bestandrecht schon begrifflich nicht „übertragen“, sondern dessen Ablauf

anerkannt  hat.  Allenfalls – ginge man von einer unwirksamen Befristung aus (was

aber  nicht  der  Fall  ist)  –  hätte  sie  es  aufgegeben,  aber  nicht  an  einen  Dritten

übertragen. Diese Vereinbarung in Beil. ./B, Punkt III kann logischerweise auch nur so

ausgelegt  werden,  dass  mit  „Drittem“  gerade  nicht  der  ebenfalls  erwähnte
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Grundeigentümer gemeint ist. Letztlich ist diese Vereinbarung in Punkt III der Beil. ./B

aber auch eine zwischen der klagenden Partei und der Gemeinde Breitenbrunn, in

welcher sich letztere zu einem Handeln  gegenüber der klagenden Partei verpflichtet

(nämlich  der  Übertragung  der  Rechtsposition),  dies  unter  bestimmten

Voraussetzungen. Diese Bestimmung kann aber nicht per se einen Dritten binden,

wenn die Gemeinde ihre (gegenüber der klagenden Partei bestehenden) Verpflichtung

zur  Übertragung  nicht  einhält  (sondern  macht  sie  allenfalls  schadenersatzpflichtig

gegenüber  der  klagenden  Partei).  Ein  Eintritt  der  beklagten  Partei  in  die

Rechtsposition der Gemeinde kann hieraus also nicht angenommen werden.

Festzuhalten  ist,  dass  im  Vertrag  Beil.  ./A  kein  (die  beklagte  Partei  bindendes)

unbedingtes  Recht  der  Gemeinde  Breitenbrunn  auf  Verlängerung  enthalten  ist

(sondern eben nur ein Vorpachtrecht, welches nur unter bestimmten Voraussetzungen

zur Anwendung gelangen würde). Es kann daher – da die Voraussetzungen betreffend

das Yachtclubareal gar nicht vorliegen - auch nicht davon gesprochen werden, dass

der Grundeigentümer die Gemeinde Breitenbrunn um ein solches Recht bringe oder

die Gemeinde einseitig ohne Einbindung der klagenden Partei  über „dieses Recht“

verfüge,  zumal  ein  Bestandvertrag  mit  einem  Dritten  betreffend  der  Flächen  der

klagenden Partei weder behauptet wurde noch nach den Feststellungen vorliegt.

Der  weitere  Standpunkt  der  klagenden Partei,  die  Gemeinde Breitenbrunn sei  als

„Mieterin  eines  ganzen  Hauses“  anzusehen,  sodass  bei  Beendigung  des

„Pachtvertrages“ die beklagte Partei in den als Hauptmietvertrag zu qualifizierenden

Subpachtvertrag  eintrete,  überzeugt  ebenfalls  nicht.  Da  die  Gemeinde  nicht

unwesentliche Teile der in Bestand genommenen Fläche auch für sich selbst genutzt

hat (Betrieb des Seebades), hat sie die Flächen logischerweise nicht zur Gänze in

Subbestand  vergeben.  Eine  Analogie  zur  „Miete  eines  ganzen  Hauses  zwecks

Untervermietung“ kann daher schon aus diesem Grund nicht angenommen werden.

Die  Frage,  ob  der  Hauptbestandvertrag  Beil.  ./A  als  Pacht  oder  als  Miete  zu

qualifizieren war,  kann dahingestellt  bleiben.  Selbst  wenn er  nämlich als  Miete zu

qualifizieren wäre, gelten die mieterschutzrechtlichen Kündigungsbeschränkungen für

solche Geschäftsräumlichkeiten nicht, die nach dem 31.12.1961 ohne Zuhilfenahme

von öffentlichen Mitteln – und damit gemeint sind alleine Mittel der Wohnbauförderung

-  neu  geschaffen  wurden.  Eine  Wohnbauförderung  für  die  vorliegenden  Flächen

wurde aber  nicht  gewährt,  die  mieterschutzrechtlichen Kündigungsbeschränkungen
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kommen  daher  jedenfalls  nicht  zur  Anwendung.  Die  Frage,  ob  zwischen  der

klagenden  Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  die  Bestimmungen  des  MRG

anzuwenden sind (dies ist im Übrigen Gegenstand des zu hg 2C 970/17w geführten

Verfahrens), ist hier nicht entscheidungsrelevant.

Auf  den verfahrensgegenständlichen Flächen wurden seitens der  beklagten Partei

keine neuen Bestandverträge abgeschlossen, die dort zu errichtenden Lodges sollen

selbst betrieben werden. Selbst in dem Fall,  dass die Gemeinde Breitenbrunn hier

nicht,  wie von der klagenden Partei  vorgeworfen, auf  das Vorpachtrecht verzichtet

hätte, wäre die Ausübung eines solchen nicht zur Anwendung gelangt, da eben ein

neues Bestandverhältnis von der beklagten Partei nicht abgeschlossen wurde. Aber

auch ein theoretischer Anwendungsfall für den  Kündigungsverzicht ist nicht denkbar:

der zwischen der Gemeinde Breitenbrunn und der beklagten Partei abgeschlossene

neue  Bestand-  und  Verwaltungsvertrag  betrifft  nur  einen  kleinen  Teil  der

ursprünglichen  Bestandfläche (insb  nur  80  Mobilheime von  ursprünglich  mehreren

hundert, keine Seebadanlage, keine verfahrensgegenständliche Fläche), zu überdies

gänzlich  anderen  Vertragsbedingungen.  Es  wurde  sohin  schon  generell  kein

„sinngemäß  gleiches  Abkommen“  zwischen  der  Gemeinde  Breitenbrunn  und  der

beklagten  Partei  abgeschlossen,  und  schon  gar  nicht  betreffend  der

verfahrensgegenständlichen  Flächen.  Wenn die  klagende  Partei  nun  argumentiert,

aufgrund des Kündigungsverzichtes hätte die Gemeinde Breitenbrunn nicht einseitig

und ohne Einbindung der klagenden Partei über das Vorpachtrecht verfügen dürfen,

weil  die  Vertragsparteien  von  der  Ausübung  des  Vorpachtrechtes  ausgingen,  so

negiert sie den eindeutigen – dagegensprechenden – Vertragsinhalt beider Verträge.

Die Parteien des Hauptvertrages Beil. ./A haben sich gerade nicht dazu verpflichtet,

das Bestandverhältnis  über  den Endigungszeitpunkt  hinaus jedenfalls  fortzuführen,

sondern lediglich die Möglichkeit dafür geschaffen.  Basierend auf dieser Möglichkeit

hat die Gemeinde Breitenbrunn für den Fall, dass ihr Pachtvertrag aufrecht bleibt oder

ein sinngemäß gleiches Abkommen mit dem Grundeigentümer abgeschlossen wird,

gegenüber der klagenden Partei auf die Kündigung verzichtet. Sie hat sich nicht dazu

verpflichtet,  ein  derartiges  Abkommen  jedenfalls  abzuschließen  oder  das

Pachtverhältnis fortzusetzen (was ohne Einbindung der beklagten Partei ja auch gar

nicht  möglich  gewesen  wäre).  Die  Voraussetzungen  für  die  Ausübung  des

Vorpachtrechtes  wären  aber  nicht  vorgelegen,  selbst  wenn  die  Gemeinde

Breitenbrunn in weiterer Folge nicht darauf verzichtet hätte. Der Pachtvertrag blieb
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nicht aufrecht, ein sinngemäß gleiches Abkommen wurde nicht vereinbart.  Für den

Kündigungsverzicht bleibt daher ebenfalls kein Raum.

Zu 2.):

Die Rechtsprechung geht davon aus, dass auch bei einem Räumungsvergleich §568

ZPO grundsätzlich zur Anwendung kommt, es sei  denn, dass der Vergleich in der

Absicht geschlossen wurde, den Untermieter zu schädigen. §568 ZPO ist über den

engen Wortlaut der Bestimmung hinaus analog auch in den Fällen anzuwenden, in

welchen der Bestandgeber eine Räumungsexekution einleiten kann, auch wenn der

Titel vom Bestandnehmer erwirkt wurde. Die Iudicium-duplex-Regelung des §561 Abs

2 ZPO bewirkt,  dass die Rechte des Bestandgebers als betreibender Gläubiger in

einem Exekutionsverfahren nach einer rechtswirksamen gerichtlichen Aufkündigung

des Bestandvertrags gleich sein müssen, unabhängig davon ob diese von ihm oder

vom Bestandnehmer eingebracht (oder eben im Zuge eines Vergleiches vereinbart)

worden ist. Der Hauptbestandnehmer ist auch bei einem solchen Titel zur Übergabe

des geräumten Bestandgegenstands an den Vermieter verpflichtet; diese Räumung

erfordert  die „Entfernung von Personen und beweglichen Sachen“ (§349 EO).  Der

Hauptmieter  hat  seiner  gegenüber  dem  Vermieter  bestehenden  Räumungspflicht

daher  nicht  entsprochen,  wenn der  Untermieter  sich  weigert  auszuziehen und mit

seinen Fahrnissen in der Wohnung bleibt.

Nachdem die Beendigung des Hauptmietvertrags nicht automatisch ein Erlöschen des

Untermietvertrags  bewirkt,  ist  der  Untermieter  auch  berechtigt,  sich  auf  eine

Unzulässigkeit des gegen den Hauptmieter erwirkten Räumungstitels zu berufen, wie

etwa  darauf,  dass  die  Aufkündigung  oder  die  Räumungsklage  bloß   zum  Schein

eingebracht  oder  der  Räumungsvergleich  nur geschlossen  wurde,  um  ihn  zu

schädigen (vgl  Rz 4).  Der  Untermieter  kann  dies  –  wie  hier  geschehen  –  mit

Exszindierungsklage  gem  §  37  EO  geltend  machen  (siehe  dazu  Iby  in

Fasching/Konecny3 IV/1 § 568 ZPO).

Ein nichtiges Scheingeschäft im Sinne des § 916 ABGB liegt dann vor, wenn eine

Willenserklärung  mit  Einverständnis  des  Vertragspartners  zum  Schein  abgegeben

wird.  Das  Scheingeschäft  setzt  sohin  gemeinsamen  Dolus  voraus.  Das

Einverständnis, ein Geschäft nur zum Schein abzuschließen, muss daher im Zeitpunkt

des  Zustandekommens  des  Scheinvertrages  gegeben  sein.  Eine  nachträgliche
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Vereinbarung  der  Vertragsteile,  von  dem Vertrag  keinen  oder  einen  beschränkten

Gebrauch zu machen, macht den Vertrag nicht zum Scheingeschäft, da im Zeitpunkt

des Vertragsabschlusses der übereinstimmende Wille der Vertragsparteien nicht auf

Scheinerklärungen gestützt war. Dieser Grundsatz muss auch für eine zum Schein

erfolgte Vertragsauflösung entgelten, demnach auch für Scheinkündigungen oder zum

Schein eingebrachte Räumungsklagen oder eben prätorische Räumungsvergleiche.

Eine  zum  Schein  erfolgte  Vertragsauflösung  ist  dann  anzunehmen,  wenn  die

Vertragsauflösung  dem  wahren  Willen  der  Parteien  nicht  entsprach,  wenn  die

Fortsetzung  des  Bestandverhältnisses  trotz  Vorliegens  des  Auflösungsgrundes  in

Aussicht genommen ist, die Kündigung oder die ihr folgende Räumungsklage daher

nur  den Zweck  hat,  einen unerwünschten Untermieter  aus dem Bestandobjekt  zu

entfernen.  Diese  Absicht  der  Parteien  muss  jedoch  bereits  im  Zeitpunkt  der

Vertragsauflösung ausdrücklich oder zumindest konkludent erklärt worden sein. Jeder

Dritte,  das ist  jeder,  dessen Rechtssphäre durch das Scheingeschäft  berührt  wird,

kann sich auf die Ungültigkeit des Scheingeschäfts berufen. Die Rechtssphäre eines

Untermieters ist  durch die von ihm behauptete Scheinauflösung jedenfalls berührt,

sodass er die Ungültigkeit des Scheingeschäftes behaupten kann (3Ob 86/70).

Zunächst ist dazu bereits an dieser Stelle auszuführen, dass die Vereinbarung nach

dem Feststellungen jedoch sehr wohl dem Willen der Vertragsparteien entsprach, es

weiters keine Fortsetzung des Bestandverhältnisses – was die  von der  klagenden

Partei  genutzte Fläche betrifft  – zwischen der beklagten Partei  und der Gemeinde

Breitenbrunn  gibt  und  der  Zeitablauf  anerkannt  wurde  und  damit  der

zugrundeliegende „Pachtvertrag“ (Beil.  ./A) zur Gänze wegfiel  und ein völlig neuer

Vertrag zu völlig neuen Bedingungen geschlossen wurde. Schon hieraus ergibt sich,

dass kein Scheingeschäft vorliegt. Ergänzend ist auszuführen:

Für  den  gegenständlichen  Fall  ist  auf  zwei  Zeitpunkte  abzustellen:  der

Vereinbarungen  vom  April  2018  (Beil.  ./P)  und  dem  Abschluss  des  prätorischen

Räumungsvergleiches im Jänner 2019.

Die klagende Partei  stützt  sich betreffend des Vertragskonstruktes Beil.  ./P auf ein

sittenwidriges  Konstrukt  und  daher  dessen  Nichtigkeit.  Eine  Sittenwidrigkeit  des

Konstruktes laut Beil. ./P liegt aber nicht vor:
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Zunächst ist dieses Konstrukt dahingehend zusammenzufassen, dass die Gemeinde

Breitenbrunn  unjuristisch  gesprochen  (und  das  ist  wohl  auch,  wie  es  der

Bürgermeister  und der Gemeinderat  verstanden haben)  für die  von ihr in Bestand

genommenen Mobilheimplätze nichts zu bezahlen hat, dafür (ohne jeglichen Aufwand)

einen jährlichen Ertrag von mindestens EUR 75.000,-- (bzw EUR 100.000,--) für die

nächsten  20  Jahre  lukriert,  dh  gesamt  mindestens  EUR  1,5  Mio.  Wäre  der

Bestandvertrag  Beil.  ./A auf  welche  Art  auch  immer  aufrecht  geblieben,  hätte  die

Gemeinde Investitionen von rund EUR 10 Mio zu tätigen gehabt bei einem jährlichen

Ertrag von rund EUR 200.000,-- (samt unternehmerischem Risiko), sohin auf 20 Jahre

gerechnet  einen  Verlust  von  6  Mio  EUR,  auf  50  Jahre  gerechnet  (bei  heutigen

Investitionen von einer  längeren Nachhaltigkeit  der  Investitionen auszugehen wäre

illusorisch), wäre es gerade ein Nullsummenspiel. Zusammengefasst ist das Konstrukt

Beil.  ./P  aus  finanzieller  Sicht  daher  jedenfalls  lukrativer.  Auf  eine  Sittenwidrigkeit

dieses Konstruktes kann aber aus dieser Tatsache nicht geschlossen werden, selbst

wenn  man  die  garantierten  EUR  1,5  Mio  als  „Ablöse“  für  die  Aufgabe  der

Bestandrechte  aus  Beil.  ./A.  sowie  als  Investitionsabgeltung  (der  ohnehin  massiv

renovierungsbedürftigen Einrichtungen) ansieht.

Eine Gesetzes- oder Sittenwidrigkeit des Vertragskonstruktes liegt auch hinsichtlich

der  vertraglich  definierten  Änderungen  des  Flächenwidmungsplanes  und  des

Teilbebauungsplanes  nicht  vor.  Es  ist  zulässig,  derartige  Bestimmungen  als

aufschiebende Bedingung zu vereinbaren. Sollten diese Änderungen, die ohnedies

auf dem gesetzlich vorgesehenen (rechtsstaatlichen) Weg durchzuführen sind, nicht

beschlossen  werden,  sind  die  Verträge  in  ihrer  Gesamtheit  (mit  Ausnahme  der

Präambel des Bestandvertrages) ohnedies hinfällig. Dasselbe gilt für die rückwirkende

Erhöhung  der  garantierten  Erträge  auf  EUR  100.000,--.  Ebenso  widerspricht  die

Vereinbarung  betreffend  der  Förderungsansuchen  durch  die  Gemeinde  und

Weitergabe an die beklagte Partei nicht den gesetzlichen Bestimmungen. Aber selbst

wenn  dies  so  wäre,  blieben  aufgrund  der  salvatorischen  Klausel  die  anderen

Vertragsbestimmungen  aufrecht,  sodass  jedenfalls  nicht  das  gesamte  Konstrukt

gesetzeswidrig wäre.

Ungeachtet  des  Umstandes,  dass  daher  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  die

Vereinbarungen im Bestandvertrag laut Beil. ./P im einzelnen nichtig oder sittenwidrig

sind,  stehen sie – im ausdrücklichen Gegensatz zur Präambel – auch unter  einer



46 von 53

expliziten aufschiebenden Bedingung.  Das bedeutet,  dass die  Vertragsparteien die

Präambel,  mit  welcher  unter  anderem  der  Zeitablauf  des  ursprünglichen

Bestandvertrages per 31.12.2018 von beiden Seiten anerkannt wird, dezidiert von der

Gültigkeit  des  (neuen)  Bestandvertrages  loslösen  wollten.  Diese  Präambel  gilt

zwischen der beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn daher ungeachtet des

Bedingungseintrittes laut Bestandvertrag. Warum diese Vereinbarung der Präambel

selbst  (bzw der  Vereinbarung,  dass die  Präambel  in  jedem Fall  gültig  sein  sollte)

gegen ein  Gesetz oder  die guten Sitten verstoßen soll,  ist  nicht  ersichtlich,  zumal

beide  Parteien  den  vereinbarten  Inhalt  (nämlich  die  Vertragsauflösung)  auch

vereinbaren  (bzw  klarstellen)  wollten  und  dieser  keiner  Bestimmung  widerspricht,

welche eine absolute Nichtigkeit  zur Folge hätte.  Alleine die theoretische Tatsache

(dies wurde nicht festgestellt), dass eine Partei bei Vertragsverhandlungen theoretisch

„schlecht aussteigt“, macht einen Vertrag nicht (und schon gar nicht: absolut) nichtig.

Die Präambel hätte in dieser Form theoretisch auch gesondert  und ohne sonstige

Vereinbarungen  getroffen  werden  können;  die  beklagte  Partei  und  die  Gemeinde

Breitenbrunn  hätten  auch  die  Zeitdauer  des  Bestandvertrages  Beil.  ./A  einfach

auslaufen lassen (und das Ende faktisch akzeptieren) können. Dass dies aus Sicht

der Gemeinde Breitenbrunn nicht vorteilhaft gewesen wäre, ist eine Sache. Es ist aber

deshalb nicht nichtig. Es hätte aber alles nichts an der Position der klagenden Partei

geändert.

Mit  ursprünglichem „Pachtvertrag“  aus  dem Jahr  1968  (Beil../A)  wurde  vereinbart,

dass  der  Vertrag  per  31.12.2018  endet.  Dieser  Endigungszeitpunkt  wurde  in  der

Präambel des neuen Bestandvertrages (Beil. ./P) seitens der beklagten Partei und der

Gemeinde Breitenbrunn ausdrücklich anerkannt. Gleichzeitig wurde über Teilflächen

(und nicht über die von der klagenden Partei benutzten Flächen) ein neuer Bestand-

bzw Verwaltungsvertrag geschlossen.  Dieser garantiert der  Gemeinde Breitenbrunn

Einnahmen von jährlich mindestens EUR 75.000, --. Die beklagte Partei hat durch das

Konstrukt  die  Möglichkeit  der  Errichtung  und  des  Betriebes  (insbesondere)  eines

Seebades samt  Lodges,  Mobilheim-  und Campingplatz. Das,  was  hiermit  geregelt

wurde, sollte nach den Feststellungen auch so geregelt werden.  Es kann nach den

Feststellungen daher nicht davon ausgegangen werden, dass dieses Konstrukt auch

nur von einer der vertragsschließenden Parteien nur zum Schein geschlossen wurde.

Aber  selbst  wenn  der  neue  Bestand-  und  Verwaltungsvertrag  nur  zum  Schein

vereinbart  worden  wäre  (was  aber  nach  den  Feststellungen  nicht  zutrifft)  oder
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tatsächlich nicht zur Durchführung gelangt (aus welchem Grund immer), wäre für die

klagende Partei nichts gewonnen, da über die von ihr benutzten Flächen eben kein

neuer Vertrag geschlossen wurde (kein Anwendungsbereich des Vorpachtrechtes und

in weiterer Folge auch nicht des Kündigungsverzichtes) und der alte Bestandvertrag

explizit aufgelöst wurde bzw auch ohne Vereinbarung ausgelaufen wäre.

Es ist  auch dem von der klagenden Partei  vorgebrachten Argument,  wonach nach

Meinung der klagenden Partei das Vertragskonstrukt vom Frühjahr 2018 (Beilage./P)

sitten- und gesetzeswidrig sei, zu entgegnen, dass infolge des Zeitablaufes in diesem

Falle  ebensowenig  eine  Fortsetzung  auch  nur  irgendeines  Bestandverhältnisses

vorliegen würde.  Tatsächlich  wurde  nämlich  auch die  Befristung im „Pachtvertrag“

(Beil. ./A) wirksam vereinbart, da die Einrichtungen (Überbauten) ohne Zuhilfenahme

einer Wohnbauförderung errichtet wurden, sohin die Ausnahme des §1 Abs 2 Z 1 MG

vorliegt,  die  Kündigungsschutzbestimmungen  aber  eben  nicht  zur  Anwendung

gelangen.  Selbst  wenn  man  theoretisch  davon  ausginge,  dass  die  zwischen  der

beklagten  Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  vereinbarte  Befristung  von  50

Jahren nicht wirksam vereinbart gewesen wäre, so wäre dennoch für die klagende

Partei nichts daraus gewonnen. Nicht durchsetzbare Endtermine können zwar nicht

durch eine vor oder gleichzeitig mit Abschluss des Mietvertrags getroffene gerichtliche

Räumungsverpflichtung  umgangen  werden  (5Ob  184/10k).  Im  Gegensatz  zu  der

zitierten  Entscheidung  wurde  aber  der  gegenständlich  zugrundeliegende

Räumungsvergleich nicht schon bei Vertragsabschluss geschlossen (oder vereinbart),

sondern anlässlich des Endigungszeitpunktes, überdies in Kenntnis der tatsächlichen

und rechtlichen Gegebenheiten, der Forderungen der klagenden Partei und auch nach

umfassenden Gesprächen und Diskussionen und nach Abschluss der Vereinbarungen

laut Beil.  ./P. Diese wurde ebenso kurz vor dem Endtermin selbst getroffen. Wenn

aber beide Bestandvertragspartner einvernehmlich ein Ende des Vertrages im oder

kurz vor dem Endigungszeitpunkt akzeptieren, sohin den – ursprünglichen – Vertrag

nach Ablauf der Vertragsdauer einvernehmlich nicht fortsetzen wollen, so kann ihnen

eine Fortsetzung von einem Dritten auch nicht aufgezwungen werden.  Auch wenn

(was  hier  jedoch  nicht  der  Fall  ist)  die  Befristung  gerichtlich  nicht  durchsetzbar

gewesen  wäre,  ist  deren  ausdrückliche  Anerkenntnis  durch  die  Gemeinde

Breitenbrunn  weder  gesetzes-  noch  sittenwidrig,  sondern  schlicht  eine  erlaubte

Willenserklärung, die für sie vorteilhaft  oder unvorteilhaft sein kann, allenfalls auch

Schadenersatzpflichten auslösen kann, aber nach den Feststellungen gewollt war und
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daher auch nicht zum Schein abgegeben wurde. Dass dies aufgrund allfälliger Schutz-

und  Sorgfaltspflichten  einer  der  vertragsauflösenden  Parteien  gegenüber  einem

Dritten zu etwaigen Ansprüchen dieses Dritten (gegenüber  dessen Vertragspartner)

führen  kann,  ist  für  die  Wirksamkeit  der  Vertragsbeendigung  selbst  irrelevant.

Dieselben  Ausführungen  gelten  im  Übrigen  für  den  pauschalen  Verzicht  auf  das

Vorpachtrecht. 

Außer  Streit  steht,  dass  zwischen  der  beklagten  Partei  und  der  Gemeinde

Breitenbrunn zwar ein neuer Bestand- und Verwaltungsvertrag über Teilflächen des

Seebades abgeschlossen wurde, jedoch jene Flächen, welche die klagende Partei bis

dato  benutzt  hat,  nicht  Gegenstand  dieses  neuen  Pachtvertrages  sind.  Nach  den

Feststellungen ist von der beklagten Partei beabsichtigt, auf diesen Flächen Lodges

zu  errichten  und  zu  betreiben.  Von  einer  (Schein-)  Auflösung  des

Bestandverhältnisses bei einer gleichzeitig geplanten Fortsetzung – zumindest was

die von der klagenden Partei benutzten Flächen betrifft – kann daher keine Rede sein.

Die  Auflösung des Bestandverhältnisses in  diesem Umfang war  von den Parteien

jedenfalls gewollt.

Aber auch die von der klagenden Partei behauptete „Kollusion“ liegt im Konstrukt Beil.

./P nicht vor: Nach den Feststellungen wollten die Vertragsparteien des Konstruktes

Beil../P die Beendigung des Bestandvertrages Beil. ./A, um das Seebadprojekt wie in

der Präambel des Bestandvertrages Beil. ./P dargelegt, zu realisieren. Zweck war die

Realisierung der Erneuerung und des Ausbaus des Seebades Breitenbrunn und nicht

die Schädigung oder Vernichtung der klagenden Partei. Auch wenn diese Schädigung

allenfalls Folge der Auflösung ist, ist der Vertrag dennoch nicht so vereinbart worden,

um die klagende Partei zu schädigen.

Dasselbe gilt für die – als Folge der Auflösung vereinbarte - Räumungsverpflichtung

im  prätorischen  Vergleich,  aufgrunddessen  sogar  die  behauptete  Sittenwidrigkeit/

Gesetzeswidrigkeit  des  Konstruktes  Beil.  ./P (welche aber  nicht  vorliegt)  irrelevant

wäre:

Der  prätorische  Vergleich  wurde  –  was  die  verfahrensgegenständlichen  Flächen

betrifft  – ebenso wie das Konstrukt Beil.  ./P nicht zum Schein vereinbart.  Vielmehr

wollte sich die Gemeinde Breitenbrunn nach den Feststellungen zur exekutierbaren

Räumung verpflichten und wollte die beklagte Partei die Flächen geräumt übergeben
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bekommen. Auch eine Sittenwidrigkeit ist im Vergleich nicht erkennbar. Die beklagte

Partei  bedient  sich  eines  von  der  Rechtsordnung  vorgesehenen  Weges  zur

Rückübergabe  der  in  Bestand  gegebenen  Flächen.  Von  sittenwidriger

Rechtsausübung kann dabei aufgrund des legitimen verfolgten Zweckes (Übergabe

der  geräumten  Flächen)  nicht  gesprochen  werden.  Was die  übrigen  Flächen  und

Subbestandverhältnisse betrifft (welche aber gar nicht entscheidungsrelevant sind), ist

nach den Feststellungen der darauf gerichtete Vergleich aber ebensowenig nur zum

Schein geschlossen worden. Die Schaffung eines Räumungstitels zwecks Möglichkeit

der Räumung/ Entfernung „sicherheitshalber“ ist rechtlich natürlich zulässig und es

kann  der  beklagten  Partei  nicht  vorgeworfen  werden,  sich  diese  Möglichkeit

geschaffen  zu  haben,  um allenfalls  unzählige  direkte  Räumungsklagen  gegen  die

Subbestandnehmer zu vermeiden.

Soweit sich die klagende Partei bei einzelnen Punkten des Sideletters (Beil. ./29) im

Zusammenhang mit dem prätorischen Vergleich auf eine Scheinvereinbarung stützt

(welche jedoch selbst bei  Vorliegen nicht den gesamten Vergleichsinhalt  zu einem

Scheingeschäft machen würde), ist auszuführen:

Die  Frage  der  Kostentragung  der  Abbruchkosten  ist  bei  Gesamtbetrachtung

tatsächlich nicht eindeutig geregelt (dies bedeutet aber weder eine Nichtigkeit noch

eine  Scheinregelung,  sondern  einfach  eine  unklare  Vertragslage  zwischen  der

beklagten Partei und der Gemeinde Breitenbrunn): Im „Pachtvertrag“ (Beil. ./A) wurde

nämlich zunächst vereinbart, dass Einrichtungen (die nicht ohne Wertverlust entfernt

werden können) bei Vertragsende in das Eigentum des Grundeigentümers übergehen.

Mit  prätorischem  Vergleich  vom  15.1.2019  verpflichtete  sich  die  Gemeinde

Breitenbrunn,  die  in  Bestand  gegebenen  Flächen  „zu  räumen  und  geräumt  zu

übergeben“, ohne dabei jedoch zu regeln, auf wessen Kosten dies letztlich zu erfolgen

hat. (Denkbar wäre hier nämlich auch, dass die Gemeinde die Räumung zunächst

durchzuführen hat, die Kosten jedoch von der beklagten Partei im Nachhinein ersetzt

bekommt.) Mit Sideletter vom gleichen Tag verpflichtet sich die beklagte Partei, von

dieser  –  im  Vergleich  eingegangenen  -  Räumungsverpflichtung  der  Gemeinde

Breitenbrunn nur in jenem Ausmaß Gebrauch zu machen, welcher sich aus Punkt 4.

der Präambel des Bestandvertrages (Beil. ./P) ergibt. Die Bestimmung in Punkt 4. der

Präambel kann jedoch entweder dahingehend gelesen werden, dass sich die von der

beklagten Partei zu tragenden Abbruchkosten nur auf jene Flächen beziehen, welche
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in Punkt 3 der Präambel aufgezählt sind (Mobilheimplatz, Campingplatz), oder aber

auf  alle  Abbruchkosten  betreffend  die  „Pachtflächen  ALT“.  Ungeachtet  des

Ergebnisses der Vertragsauslegung des Punkt 4. der Präambel wäre für die klagende

Partei jedoch selbst in dem von ihr behaupteten Fall (dass sich nämlich die Gemeinde

Breitenbrunn – beabsichtigt oder nicht - zu einer Leistung verpflichtet habe, die von ihr

laut  Beil.  ./A nicht  zu  tragen  gewesen  wäre)  nichts  gewonnen.  Selbst  wenn  die

Gemeinde Breitenbrunn einfach schlecht  verhandelt  und einen für  sie  nachteiligen

Vertrag  abgeschlossen  hätte,  würde  sie  allenfalls  die  rechtlichen  Konsequenzen

hieraus zu tragen haben (und könnte sich die klagende Partei in diesem Fall allenfalls

darauf berufen, dass sie der Gemeinde die eventuell von dieser zu tragenden Kosten

für den Abbruch der Einrichtungen der klagenden Partei in weiterer Folge nicht zu

ersetzen habe); ein allenfalls für eine Seite nachteiliger Vertragsabschluss ist aber ob

seiner Nachteiligkeit nicht sittenwidrig oder nichtig, zumal einerseits eine Absicht der

Schädigung der klagenden Partei auch hier nicht festgestellt  wurde. Die Gemeinde

Breitenbrunn  andererseits  ist  eine  allfällige  Verpflichtung  zur  Kostentragung  aller

Abbruchkosten  (so  eine  solche  überhaupt  vereinbart  wurde)  aber  nach  den

Feststellungen  jedenfalls  nicht  nur  zum Schein  eingegangen. Die  allenfalls  offene

Frage der Kostentragung, welche im prätorischen Vergleich selbst gar nicht geregelt

wurde,  kann  diesen  Exekutionstitel  aber  nicht  zu  einem  Scheingeschäft  werden

lassen.

Dasselbe gilt für die Flächen und Einrichtungen, auf welche sich der prätorische Ver-

gleich erstreckte, welche aber durch den Sideletter eingeschränkt wurden. Hier könnte

man zwar den prätorischen Vergleich im Zusammenhang mit dem Sideletter dahin-

gehend interpretieren, dass bestimmte Flächen oder Einrichtungen, welche inhaltlich

des prätorischen Vergleiches von der Räumungsverpflichtung mitumfasst sind, durch

die Ausnahmen im Sideletter aber wieder herausgenommen wurden und sohin über

diese Flächen bzw Einrichtungen keine Räumungsverpflichtung seitens der Gemeinde

Breitenbrunn eingegangen werden sollte.  Die in der Präambel Punkt 4.  genannten

Ausnahmen („konsensgemäß errichtete Mobilheime können vorerst  jedenfalls unter

der  Voraussetzung des Abschlusses eines schriftlichen Bestandvertrages zwischen

dem Eigentümer eines Mobilheimes und der Stiftung verbleiben, ebenso die Superädi-

fikate, in denen das Restaurant, die WC-, Dusch-, Waschanlagen, Umkleidekabinen

untergebracht sind und allesamt im Eigentum der Gemeinde stehen“), auf welche der
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Sideletter  Bezug  nimmt,  sollten  nämlich  von  der  (gleichzeitig  vereinbarten)  Räu-

mungsverpflichtung nicht umfasst sein. Ein Scheingeschäft könnte hier aber allenfalls

– und nur - betreffend der Position „Superädifikate, in denen das Restaurant, die WC-,

Dusch-, Waschanlagen, Umkleidekabinen untergebracht sind und allesamt im Eigen-

tum der  Gemeinde stehen“  erblickt  werden,  nicht  hingegen betreffend der  übrigen

Ausnahmen, da zum Vergleichszeitpunkt ja noch nicht feststand, ob der konsensmäßi-

ge Zustand der Mobilheime erreicht wird bzw ein direkter Bestandvertrag abgeschlos-

sen wird. Hinsichtlich der sonstigen – nicht in Punkt 4. der Präambel festgehaltenen –

Flächen und Einrichtungen (und damit auch die verfahrensgegenständlichen), kann

nach den Feststellungen ein Scheingeschäft nicht erblickt werden, da sich die Ge-

meinde Breitenbrunn zur Räumung und geräumten Übergabe verpflichten wollte und

die beklagte Partei dies erlangen wollte.  Auch der prätorische Vergleich wurde nicht

zum Schein geschlossen. Nach den Feststellungen liegt aber auch im prätorischen

Vergleichsabschluss kein kollusives Zusammenwirken der beklagten Partei und der

Gemeinde Breitenbrunn vor:

Kollusiv zusammenarbeitende Personen stimmen ihr Verhalten ab,  um dem Dritten

einen Schaden zuzufügen. Nach den Feststellungen war es aber nicht die alleinige

Absicht  der  Parteien  des  prätorischen  Vergleiches,  der  klagenden  Partei  einen

Schaden  zuzufügen.  Zweck  war,  dass  die  beklagte  Partei  die  in  ihrem Eigentum

stehende Liegenschaft  geräumt  übergeben bekommt.  Dies  mag mit  einer  in-Kauf-

genommenen  Schädigung  der  klagenden  Partei  einhergegangen  sein.  Nicht  jede

(wenn auch vorsätzliche) Schädigung eines Dritten ist aber per se rechtswidrig. Ein

Schädiger handelt (erst) dann rechtswidrig, wenn er gegen ein Gebot oder Verbot der

Rechtsordnung  verstößt  oder  in  schikanöser  Weise  von  seinem  Recht  Gebrauch

macht.

Die  Inanspruchnahme  der  aufgrund  der  Rechtsordnung  zur  Verfügung  stehenden

Mittel  eines prätorischen Vergleiches sowie einer Exekutionsführung (bzw Duldung

derselben) verstößt allerdings nicht dagegen, auch nicht der von der beklagten Partei

angestrebte  Zweck,  eine  geräumte  Liegenschaft  übergeben  zu  erhalten,  um  das

Seebadprojekt realisieren zu können. Von einer Schikane kann hier nicht gesprochen

werden.  Dass die  Gemeinde Breitenbrunn zu  diesem Zeitpunkt  kein  Bestandrecht

mehr  beansprucht  hat,  ist  von  ihrer  Räumungs-  und  Übergabeverpflichtung  zu

unterscheiden.  Dieser  konnte  sie  mangels  Mitwirkung  der  klagenden  Partei  nicht
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nachkommen.  Die darauf  gerichtete Rechtsverfolgung ist  daher  auch nicht  nichtig,

sittenwidrig  oder  verboten.  Soweit  die  klagende  Partei  sich  auf  ihr  fehlendes

rechtliches  Gehör  im  Titelverfahren  beruft,  ist  sie  erneut  auf  ihre

Unterbestandnehmereigenschaft zu verweisen (für welche die Rechtsordnung eben

die Möglichkeit der Exszindierungsklage vorsieht) sowie auf die – von ihr erst zuletzt

in Anspruch genommene - Möglichkeit einer Feststellungsklage gegen die beklagte

Partei (vgl hg 2C 873/19h). 

Die beklagte Partei war mangels geräumter Übergabe natürlich zur Exekutionsführung

berechtigt. Dem Exekutionsbewilligungsbeschluss, welcher aufgrund des prätorischen

Vergleiches  zu  erlassen  war,  hätte  die  Gemeinde  Breitenbrunn  nichts

entgegenzusetzen gehabt. Selbst im Kostenpunkt war die Exekutionsbewilligung vom

Titel  gedeckt  (Pflicht  zur  Räumung),  unbeschadet  einer  allfällig  anders  geregelten

Kostenersatzpflicht, sodass eine unterlassene Rekurserhebung nicht vorwerfbar ist.

Ein Handeln oder Unterlassen zum Zweck der Schädigung der klagenden Partei liegt

hier nicht vor, der angestrebte Zweck (die Verschaffung einer geräumten Fläche) ist

nicht verwerflich. Dass die beklagte Partei diesen (einfacheren) Weg wählte und nicht

den anderen möglichen Weg einer  Räumungsklage gegen die  Subbestandnehmer

(und dabei auch gegen die klagende Partei), ist rechtlich möglich und kann ihr nicht

vorgeworfen werden. Eine Rechtsdurchsetzung zum Nachteil eines anderen (va bei

Räumungsklagen) ist meistens mit dessen bewusster Schädigung verbunden; rechts-

oder sittenwidrig ist sie deshalb nicht.

Letztlich stehen die Vorbringen der klagenden Partei betreffend Scheingeschäft und

Kollusion auch miteinander  im Widerspruch:  Entweder wurde ein  Vertrag nur  zum

Schein abgeschlossen (und war daher tatsächlich nicht oder anders gewollt) oder er

war inhaltlich gewollt zwecks Schädigung des Dritten. Nach den Feststellungen liegt

aber beides nicht vor.

Zusammenfassend liegt lediglich ein Unterbestandverhältnis zwischen der klagenden

Partei  und  der  Gemeinde  Breitenbrunn  vor.  Die  Auflösung  des

Hauptbestandverhältnisses  erfolgte  weder  zum  Schein  noch  kollusiv.  Das

Unterbestandverhältnis  ist  vom  Hauptbestandverhältnis  unabhängig.  Nach  dem

Wegfall  des  Hauptbestandverhältnisses  kann  sich  der  Unterbestandnehmer

(unabhängig von seiner Rechtsposition gegenüber dem Hauptbestandnehmer) nicht

mehr auf einen Rechtsgrund zur weiteren Innehabung des Bestandobjektes berufen
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und  muss  dieses  daher  räumen.  Mangels  Räumung  und  Übergabe  der

gegenständlichen Flächen ist die Exekutionsführung daher zulässig.

Gem § 17 ZPO kann jemand, der ein rechtliches Interesse daran hat, dass in einem

zwischen  anderen  Personen  anhängigen  Rechtsstreite  die  eine  Person  obsiege,

dieser Partei  im Rechtsstreite beitreten (Nebenintervention).  Der Nebenintervenient

hat dann ein rechtliches Interesse, wenn die Entscheidung unmittelbar oder mittelbar

auf  seine  privatrechtlichen  oder  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  günstig  oder

ungünstig einwirkt, im Allgemeinen daher, wenn durch das Obsiegen der Hauptpartei

seine  Rechtslage  verbessert  oder  durch  das  Unterliegen  verschlechtert  wird.

Wirtschaftliche Interessen reichen hingegen für die Zulassung der Nebenintervention

nicht aus. Auch der Untermieter kann im Kündigungsprozess gegen den Hauptmieter

als  Nebenintervenient  beitreten;  der  Pächter  eines  in  dem  aufgekündigten

Bestandgegenstand betriebenen Unternehmens ist zur Nebenintervention berechtigt.

Nichts Anderes kann für die Eigentümerin eines Superädifikates gelten, welches auf

der gegenständlichen, von der klagenden Partei benutzten, Fläche errichtet ist. Die

Nebenintervention ist daher zulässig.

Die Kostenentscheidung beruht auf §52 Abs1 ZPO

Bezirksgericht Eisenstadt, Abteilung 2
Eisenstadt, 27.4.2020
Mag Susanna Hitzel, Richterin
Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG






























































































